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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
103. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Br aunschweig  
„Berliner Platz-Nordost“ 
Stadtgebiet zwischen Hauptbahnhof, Berliner Platz, Schillstraße und Gleisanlagen 
Aufhebung des Planbeschlusses vom 27. August 2013 
Planbeschluss 
 
 
„1. Der Planbeschluss der 103. Änderung vom 27. August 2013 wird aufgehoben. 
 
2. Die während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-

mäß § 4 (2) BauGB sowie während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) 
BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vorschlägen der Verwal-
tung gemäß Anlagen 3 und 4 zu behandeln. 

 
3. Für das oben bezeichnete Stadtgebiet wird die 103. Änderung des Flächennutzungsplanes 

der Stadt Braunschweig mit der dazugehörigen Begründung mit Umweltbericht in der an-
liegenden Fassung beschlossen.“ 
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Zu 1. 
Aufhebung des Planbeschlusses vom 27.08.2013 
 
Die 103. Änderung des Flächennutzungsplanes in der Form, wie sie der Rat der Stadt Braun-
schweig am 27.08.2013 beschlossen hat, wurde der Regierungsvertretung gem. § 6 (1) BauGB 
zur Genehmigung vorgelegt. Nach der Vorprüfung stellte die Regierungsvertretung fest, dass 
die von einem Planungsbüro im Auftrag des Vorhabenträgers erstellte Planung einen formalen 
Mangel aufweist.  
 
Der Mangel besteht in der nicht ausreichenden Betrachtung und Behandlung der Lärmproble-
matik auf Ebene der Flächennutzungsplanung. In der Begründung ist nicht erkennbar, dass die 
Frage der Lärmproblematik für das Vorhaben lösbar ist und damit der Standort generell geeig-
net ist. 
 
Die Bearbeitung des Flächennutzungsplanes und des Bebauungsplanes erfolgte weitgehend 
parallel, sodass – unabhängig von der expliziten Erläuterung in der Begründung des F-Planes – 
inhaltlich klar war, dass es keine unlösbaren Konflikte geben würde. Aus diesem Grunde wurde 
im Rahmen des F-Planverfahrens auf die Detailregelungen des Bebauungsplanes verwiesen. 
 
Nach Rücksprache des Fachbereichs Stadtplanung und Umweltschutz mit der Regierungsver-
tretung konnte klargestellt werden, dass kein Mangel inhaltlicher Art besteht, da die Lärmprob-
lematik durch umfangreiche Planungen, Gutachten und Abstimmungen auf der Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung gelöst wurde. Es wurde lediglich versäumt, dieses Ergebnis auch 
zusammenfassend in der Begründung und im Umweltbericht zum Flächennutzungsplan aus-
drücklich zu erwähnen. 
 
Um diesen formalen Mangel zu beheben, wurden die Begründung mit Umweltbericht sowie der 
Vorschlag zur Behandlung der im Verfahrensschritt gemäß § 3 (2) BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen überarbeitet. Die geänderten und ergänzten Passagen sind grau unterlegt ge-
kennzeichnet (siehe Anlage 2 und 4). 
 
Da für den Rat bei seinem Beschluss über die 103. Änderung des Flächennutzungsplanes am 
27.08.2013 aus der Begründung die generelle Eignung des Standortes hinsichtlich des Lärm-
schutzes nicht erkennbar war, ist nach Auffassung der Regierungsvertretung die Aufhebung 
und erneute Beschlussfassung über die 103. Änderung des Flächennutzungsplanes erforder-
lich.  
 
Zu 2. und 3. 
Planbeschluss zur 103. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Dem beiliegenden Entwurf des Änderungsplanes (Anlage 1) und der beiliegenden Begründung 
mit Umweltbericht (Anlage 2) sind Gegenstand der Änderung, Ziel, Zweck und wesentliche 
Auswirkungen der Planänderung zu entnehmen. 
 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 18. April 2013 
gemäß § 4 (2) BauGB beteiligt und zur Stellungnahme bis zum 29. Mai 2013 aufgefordert. Wäh-
rend der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind die in Anlage 3 
aufgeführten Stellungnahmen eingegangen. Die für die Maßstabsebene des Flächennutzungspla-
nes bedeutenden Inhalte der Stellungnahmen wurden teilweise in die Planunterlagen aufgenom-
men. 
 
Der Entwurf der 103. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Braunschweig hat ge-
mäß § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 26. April 2013 bis 27. Mai 2013 öffentlich ausgelegen. 
Während der öffentlichen Auslegung sind die in der Anlage 4 aufgelisteten Stellungnahmen 
eingegangen. Die für die Maßstabsebene des Flächennutzungsplanes bedeutenden Inhalte der 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit wurden teilweise in die Planunterlagen aufgenommen. 
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Der Entwurf der 103. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Braunschweig wird zum 
Beschluss empfohlen. 
 
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Entwurf des Änderungsplanes 
Anlage 2: Begründung mit Umweltbericht (überarbeitet) 
Anlage 3:  Vorschlag zur Behandlung der im Verfahrensschritt gemäß § 4 (2) BauGB  
  vorgebrachten Stellungnahmen 
Anlage 4:  Vorschlag zur Behandlung der im Verfahrensschritt gemäß § 3 (2) BauGB  
  vorgebrachten Stellungnahmen (überarbeitet) 
 
I .V. 
 
gez. 
 
Leuer 
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 Anlage Nr. 3 
 Stand: 08.07.2013 
 
 
 
 


Flächennutzungsplan 
103. ÄNDERUNG  
Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB und § 2 (2) BauGB  
vom 18.04.2013 bis zum 29.05.2013 
 
Vorschlag zur Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange (extern) 
 
Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird 
oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben. 
 
Stellungnahme Nr. 1 
 
Schreiben der Braunschweiger Ver-
kehrs-AG 


14.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Mit Email vom 21.12.12 haben wir bereits 
Anmerkungen zu o. g. 103. Änderung des 
Flächennutzungsplans mitgeteilt. Diese 
erhalten wir aufrecht. Für Rückfragen 
stehen wir gern zur Verfügung. 
 


 


Mit Schreiben vom 21.12.12 nimmt die 
Braunschweiger Verkehrs-AG wie folgt 
Stellung: 
 


 


Die Braunschweiger Verkehrs-AG ist im 
Rahmen der Beteiligung Träger öffentli-
cher Belange zur Stellungnahme zu o. g. 
F-Plan-Änderung aufgefordert worden, 
wir bitten zunächst um Entschuldigung für 
die verspätete Rückmeldung. 
 


  


• Die Erschließung des geplanten Bau-
gebiets durch den ÖPNV ist über die 
bestehenden Bus- und Stadtbahnver-
bindungen gegeben. 


 


 


• Bei Änderung der Lichtsignalsteue-
rung an den Lichtsignalanlagen an 
denen auch der Stadtbahnverkehr be-
troffen ist, muss auch künftig die Be-
vorrechtigung der Stadtbahn sicher-
gestellt sein. 
 


 


• Im bestehenden Knotenpunkt der Zu-  
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fahrt vom Berliner Platz zum BraWo-
Gelände muss sichergestellt sein, 
dass sich Linksabbieger/ Wender im 
Bereich der Mittelinsel nicht bis auf 
die Gleisanlagen zurückstauen. 


 


 


• Bei allen Belangen, die die Anlagen 
und Verkehre des ÖPNV tangieren, 
bitten wir um intensive Abstimmung 
mit der Verkehrs-AG. 


 


 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis 
genommen, können jedoch auf Ebene 
des Flächennutzungsplanes nicht detail-
liert berücksichtigt werden. 
 


Stellungnahme Nr. 2 
 
Schreiben der BS Energy,  
VW Wärme und Contracting, 
Braunschweiger Versorgungs-AG & 
Co. KG 


23.04.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Seitens der Fernwärmeplanungsabteilung 
VW – Wärme und Contracting gibt es 
keine Planungsabsichten im Stadtgebiet 
zwischen Hauptbahnhof, Berliner Platz, 
Schillstraße und Gleisanlage. 
Von uns zu vertretende Belange werden 
durch Ihre Planungen nicht berührt. 
 


. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
 
Schreiben der BS/NETZ GmbH 


24.04.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Zu der o. g. Baumaßnahme nehmen wir 
wie folgt Stellung: 
 


 


Strom-, Gas- und Wasserversorgung 
sowie Betriebstelefon: 
 


 


Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes verlaufen Strom-, Gas- und Wasser-
versorgungsleitungen sowie Versor-
gungseinrichtungen des Betriebstelefons. 
Diese müssen in Ihrem Bestand ge-
schützt werden. Sollten Veränderungen 
an diesen Trassen vorgenommen wer-


 







- 3 - 
 


den, so obliegen die Umlegungskosten 
dem Veranlasser. 
 
Hinsichtlich der Änderung des Fläche-
nnutzungsplanes und der Umweltprüfung 
haben wir keine Belange. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise und Anregungen werden 
zur Kenntnis genommen, können jedoch 
auf Ebene des Flächennutzungsplanes 
nicht detailliert berücksichtigt werden. 
Die Stellungnahme wurde zwecks Koor-
dination der Leitungsprüfung an die dafür 
zuständige Stelle weitergeleitet. 
. 


Stellungnahme Nr. 7 
 
Schreiben der Deutschen Telekom 
Technik GmbH, Technische Infrastruk-
tur Niederlassung Nordwest 


26.04.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Zu oben genanntem Flächennutzungs-
plan gelten die von uns zum  F+B Plan 
vom 06.12.2012 gemachten Äußerungen 
weiterhin.  
Es gilt unseren umfangreichen 
Trassenbestand zu sichern, wenn erfor-
derlich muss dies auch im Grundbuch 
erfolgen. 
Wir bitten weiterhin, wie in unserem Tele-
fonat, sowie in der Mail vom 11.03.2013 
erläutert, die Zufahrt auf den Parkplatz 
zum geplanten Gewerbegebiet, welche 
direkt auf unserem Schachtdeckel gele-
gen hätte, entsprechend planerisch zu 
verlegen. 
 


 


Die Zufahrt sollte künftig weiter links er-
folgen. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise und Anregungen werden 
zur Kenntnis genommen, können jedoch 
auf Ebene des Flächennutzungsplanes 
nicht detailliert berücksichtigt werden. 
Die Anregungen werden auf Ebene des 
Bebauungsplans detailliert berücksichtigt. 


Des Weiteren muss auch unsere dort 
befindliche Vermittlungsstelle in erforder-
licher Weise für uns zugänglich bleiben.  
Hier bitten wir um eine direkte Abstim-
mung mit uns vor Ort. 
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 Vorschlag der Verwaltung: 


Die Hinweise und Anregungen werden 
zur Kenntnis genommen, können jedoch 
auf Ebene des Flächennutzungsplanes 
nicht detailliert berücksichtigt werden. 
Die Anregungen werden auf Ebene des 
Bebauungsplans detailliert berücksichtigt. 


Anbei noch einmal unsere damalige Stel-
lungnahme. 
 


 


Mit Schreiben vom 03.12.2012 nimmt die 
Deutsche Telekom Technik GmbH wie 
folgt Stellung: 
 


 


Die Telekom Deutschland GmbH (nach-
folgend Telekom genannt) – als Netzei-
gentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. 
v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche 
Telekom Netzproduktion GmbH beauf-
tragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzu-
nehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen 
wir wie folgt Stellung: 
 


 


Zu genanntem Flächennutzungs-/ Be-
bauungsplan möchten wir wie folgt Stel-
lung nehmen: 
 


 


Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes AW 107 verlaufen unsererseits in 
den Nebenanlagen (Gehwegen) mehrzü-
gige Trassen, die nicht beschädigt wer-
den dürfen und in der Bauphase zu si-
chern sind. Die Anlagen können wegen 
ihrer Größe nicht verlegt werden. Bitte 
beachten sie auch den Bereich der Füh-
rung zur Versorgung des ehemaligen 
Telekomverwaltungsgebäudes 
(„Toblerone“) und unsere aktive Technik 
(Outdoortechnik) im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes (s. Anl.). 


  


Angrenzend an den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes befindet sich unsere 
Vermittlungsstelle, deren Betrieb in der 
Umsetzungsphase nicht beeinträchtigt 
werden darf. Weiterhin müssen wir die 
Vermittlungsstelle von der Rückseite mit 
größeren Fahrzeugen anfahren können; 
wir bitten sie, dieses in ihren nächsten 
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Planungen entsprechend zu berücksich-
tigen. 
 
Wir gehen davon aus, das unsere Anla-
gen weiterhin im öffentlichen Raum lie-
gen und damit keine vertragliche Siche-
rung unserer Leitungsrechte notwendig 
werden wird. 
 


 


Die Kabelschutzanweisung der Telekom 
Deutschland GmbH ist zu beachten. 
 


 


Bezüglich der planten Zufahrten zu den 
neuen Geschäftsbereichen und einer 
notwendigen Sicherung und Anpassung 
aller unserer Anlagen, wie Kabelschäch-
te, aktive Technik, gehen wir von einer 
Kostenübernahme, wie unter Punkt 8.2 
des Bebauungsplanes AW 107 beschrie-
ben aus. Wir bitten Sie, uns diese Kos-
tenübernahme durch den Investor aus-
drücklich bestätigen zu lassen, da auf-
grund der Größe der betroffenen Anlagen 
und der Nähe zu unserer Vermittlungs-
stelle nicht unerhebliche Kosten entste-
hen werden. 
Die Kostenübernahme des Investors stellt 
für uns eine wichtige Voraussetzung zur 
weiteren Wahrnehmung unserer Interes-
sen und der Zustimmung zum vorliegen-
den Bebauungsplan dar. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise und Anregungen werden 
zur Kenntnis genommen, können jedoch 
auf Ebene des Flächennutzungsplanes 
nicht detailliert berücksichtigt werden. 
Die Anregungen werden auf Ebene des 
Bebauungsplans detailliert berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 8 
 
Schreiben des Eisenbahn-
Bundesamtes, Außenstelle Hannover 


08.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Gegen die 103. Änderung des Fläche-
nnutzungsplans Braunschweig „Berliner 
Platz Nordost“ bestehen seitens des Ei-
senbahn-Bundesamtes grundsätzlich 
keine Bedenken. 
 


 


Ich erlaube mir allerdings schon jetzt, auf 
nachstehende Eckpunkte hinzuweisen: 
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Der stark frequentierte Hauptbahnhof 
Braunschweig und dessen Gleisanlagen 
sind in unmittelbarer Nähe des in Rede 
stehenden Flächennutzungsplans. 
 


 


Da die dazu gehörenden Grundstücke an 
das Bahngelände der DB grenzen, ist 
schon während der Planungsphase für 
die Zeit vor und nach der Fertigstellung 
zu berücksichtigen, dass kein Oberflä-
chenabwasser und Abwasser zur Bahn 
abgeleitet werden darf. 
 


 


Während der Bauphase ist besonders 
darauf zu achten, dass der Betrieb der 
Eisenbahnen des Bundes insbesondere 
auf den als Betriebsanlage der Eisen-
bahnen des Bundes gewidmeten Flächen 
nicht beeinträchtigt oder gefährdet wird. 
 


 


Ich bitte in geeigneter Weise sicherzustel-
len, dass entlang der Bahnstrecke keine 
Lichter aufgestellt werden, die zu einer 
Blendung des Fahrpersonals oder durch 
die Farb- und Formgebung zu einer Ver-
wechselung mit Signalen führen könnten. 
 


 


Bei Einsatz von Hubgeräten (Kran, Mo-
bilkran, Bagger o. ä.) während der Bau-
phase ist das Überschwenken des Bahn-
geländes mit oder ohne Last am Haken 
grundsätzlich untersagt. Es muss sicher-
gestellt sein, dass durch geeignete Maß-
nahmen eine Behinderung und / oder 
Gefährdung des Eisenbahnbetriebes im-
mer ausgeschlossen ist. 
 


 


Ich weise jedoch vorsorglich auf den vor-
handenen Bestandsschutz sowie die da-
mit verbundenen Immissionen aus dem 
Eisenbahnbetrieb hin, damit hieraus spä-
ter keine Forderungen abgeleitet werden 
können. 
 


 


Es entstehen somit keine Schutzansprü-
che gegenüber den Eisenbahnen des 
Bundes hinsichtlich der Immissionen 
durch Schall, Erschütterungen und weite-
re bahnaffine Beeinträchtigungen – die 
durch die Unterhaltung und den Betrieb 
von Bahnanlagen verursacht werden. 
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Falls noch nicht geschehen, bitte ich un-
bedingt DB Services Immobilien GmbH, 
Immobilienbüro Hannover als Ansprech-
partner des DB – Konzerns zu beteiligen. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die DB Services Immobilien wurde gem. 
§ 4 (2) BauGB beteiligt. 
Die weiteren Anregungen werden zur 
Kenntnis genommen, können jedoch auf 
Ebene des Flächennutzungsplanes nicht 
detailliert berücksichtigt werden. 
 


Stellungnahme Nr. 8 
 
Schreiben des Eisenbahn-
Bundesamtes, Außenstelle Hannover 


28.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Zu der o. g. Änderung des Fläche-
nnutzungsplans der Stadt Braunschweig 
nehme ich wie folgt Stellung. 
 


 


Grundsätzlich bestehen gegen die Pla-
nungen der Stadt Braunschweig keine 
Bedenken. Möglicherweise sind jedoch 
noch Freistellungen gemäß § 23 AEG für 
die „aufgegebenen Gleisanlagen“ erfor-
derlich. Dies könnte auch die ehemaligen 
Postgleise betreffen, die wahrscheinlich 
auch von der ehemaligen Deutschen 
Bundesbahn betrieben wurden. In jedem 
Fall muss durch einen ordnungsgemäßen 
Gleisabschluss sichergestellt werden, 
dass in die von der 103. Änderung betrof-
fenen Fläche nicht mehr mit Schienen-
fahrzeugen hineingefahren werden kann. 
Die aufgeworfenen Fragen können von 
der DB Services Immobilien GmbH, Kurt-
Schumacher-Str. 7, 30159 Hannover be-
antwortet werden. Aus dem Verteiler ent-
nehme ich, dass Sie diese beteiligt ha-
ben. Leider führt das Eisenbahn-
Bundesamt kein Kataster oder Verzeich-
nis aller Bahnanlagen. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Mit Schreiben vom 01.07.2011 ist die 
Freistellung der Bahnanlagen vollzogen. 
Damit sind die Flächen nicht mehr der 
eisenbahnrechtlichen Nutzung gewidmet 
und unterliegen somit der Planungshoheit 
der Stadt Braunschweig. 
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Stellungnahme Nr. 10 
 
Schreiben der Industrie- und Handels-
kammer Braunschweig  


14.12.2012 


Stellungnahme der Verwaltung 


Mit der o.g. Flächennutzungsplanände-
rung wird die Realisierung des 
BraWoParks auf dem ehemaligen Post-
areal am Braunschweiger Hauptbahnhof 
planerisch vorbereitet. Diesem Vorhaben 
hat die Vollversammlung der IHK Braun-
schweig am 29.11.10 unter begrenzen-
den Voraussetzungen zugestimmt. Am 
gleichen Tage hat der Rat der Stadt 
Braunschweig - unter vollständiger inhalt-
licher Übernahme des IHK-Vollversamm-
lungsbeschlusses - die in der Vorlage 
13934/10 einschließlich ihrer 1. und 2. 
Ergänzung aufgeführten Beschlüsse ge-
fasst. Durch die inzwischen erfolgte 
Konkretisierung des Projektes sind die 
einzelhandelsbezogenen Inhalte der Pla-
nung überarbeitet worden. So haben sich 
vor dem Hintergrund einer deutlich ver-
minderten Gesamtverkaufsfläche Ände-
rungen hinsichtlich der Sortiments- und 
der Betriebstypenzusammensetzung er-
geben. Nachdem sich die Vollversamm-
lung der IHK Braunschweig in ihrer Sit-
zung am 26.11.12 auch hiermit befasst 
hat, wurde die Stadt Braunschweig über 
die erfolgte Modifikation des Vollver-
sammlungsbeschlusses vom 29.11.10 
mit anliegendem Schreiben vom 06.12.12  
informiert. Die Inhalte dieses Schreibens 
bitten wir als Teil dieser Stellungnahme 
zu betrachten 
. 


 


Darüber hinaus möchten wir im aktuellen 
Planungsstadium auf folgende Punkte 
hinweisen: 
 


 


a.) Entsprechend dem Beschluss des 
Rates der Stadt Braunschweig vom 
29.11.10 ist der BraWoPark im 
Zentrenkonzept Einzelhandel als zu-
sätzlicher Entwicklungsschwerpunkt 
für den großflächigen Einzelhandel 
auszuweisen. Um die Bestandskraft 
des Zentrenkonzeptes Einzelhandel 
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nicht zu gefährden, empfehlen wir 
dringend, diese Ausweisung zeitnah 
vorzunehmen. 


 
b.) Auf Ebene der verbindlichen Bauleit-


planung sollte im Rahmen des Ver-
fahrens zur Aufstellung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes 
AW 107 „Berliner Platz - Nordost“ 
deutlich dargestellt werden, dass die 
innerhalb des BraWoParks zulässi-
gen Verkaufsflächen für innenstadt-
relevante Sortimente vollständig 
durch die o. g. Beschlüsse gedeckt 
sind. Dort sollten auch die Ergebnis-
se der inzwischen vorliegenden, auf 
der aktuellen Projektplanung beru-
henden Verträglichkeitsanalyse Er-
wähnung finden. 


 


 


Wir bitten um Berücksichtigung unserer 
Anmerkungen im weiteren Planungsver-
fahren. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Der Beschluss über die Änderung des 
Zentrenkonzeptes erfolgte am 
24.06.2013. Damit liegt das angepasste 
Zentrenkonzept zum Feststellungsbe-
schluss des Flächennutzungsplans vor. 
Die Hinweise für die verbindliche Bauleit-
planung wurden zur Kenntnis genommen, 
können jedoch auf der Ebene der vorbe-
reitenden Bauleitplanung nicht berück-
sichtigt werden. 
 


Stellungnahme Nr. 21 
 
Schreiben der Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH 


22.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Auf Ihr Schreiben vom 18.04.2013 nehme 
ich wie folgt Stellung: 
 


 


Die SE BS GmbH plant keine Maßnah-
men in dem von Ihnen angegebenen 
Stadtgebiet „Berliner Platz Nordost“. So-
mit kann ich keine Auswirkungen auf den 
Flächennutzungsplan erkennen. 


 


Die noch zu ermittelnden Einleitungs-
mengen in das Kanalsystem sind, im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens, 
zu gegebener Zeit mit unserer Grund-
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stücksentwässerung abzustimmen. 
Im Übrigen verweise ich auf unsere Stel-
lungnahme zu § 4 (1) BauGB vom 
03.12.2012. 
 


 


In der Stellungnahme vom 03.12.2012 
hatte die Stadtentwässerung Braun-
schweig GmbH Folgendes ausgeführt: 
 


 


Die SE/BS GmbH plant keine Maßnah-
men in dem von Ihnen angegebenen 
Stadtgebiet „Berliner Platz Nordost“. So-
mit kann ich keine Auswirkungen auf den 
Flächennutzungsplan als auch auf den zu 
erstellenden vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan erkennen. 


 


Die noch zu ermittelnden Einleitungs-
mengen in das Kanalsystem sind, im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens, 
zu gegebener Zeit mit unserer Grund-
stücksentwässerung abzustimmen. 
 


 


Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern 
unter der oben angegebenen Rufnummer 
zur Verfügung. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Sie haben keinen Einfluss auf 
die Planinhalte der 103. Flächennut-
zungsplanänderung. 
 


Stellungnahme Nr. 25 
 
Schreiben des Einzelhandelsverbands 
Harz-Heide e.V. 


29.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


In der vorbezeichneten Angelegenheit 
danken wir Ihnen für Ihr Schreiben vorn 
18.04.2013, mit dem Sie uns gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB Kenntnis von der Absicht 
der Stadt Braunschweig gegeben haben, 
für das o. a. Stadtgebiet den Fläche-
nnutzungsplan zu ändern. In diesem Zu-
sammenhang hatten Sie einen Flächen-
nutzungsplanausschnitt sowie die Be-
gründung zur Flächennutzungsplanände-
rung mit Verfahrensstand vom 
30.01.2013 hinsichtlich der Rechtsgrund-
lage sowie vom 13.03.2013 betreffend 
den Begründungstext übermittelt. Wir 
dürfen dazu wie folgt Stellung nehmen: 
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Solange bei dem eingangs genannten 
Planvorhaben die Grenzen, wie wir sie 
bereits in unserem Schreiben an Herrn 
Oberbürgermeister Dr. Hoffmann vom 
26.11.2010 im Zusammenhang mit der 
Einzelhandelsansiedlung auf den ehema-
ligen Postareal am Hauptbahnhof aufge-
zeigt hatten, eingehalten werden, werden 
diesseitig keine Einwendungen gegen 
das hier zur Beurteilung vorgestellte 
Planvorhaben erhoben. 
 


 


Wie erbeten, leiten wir eine Kopie der 
Stellungnahme auch an Frau Weyde vom 
Fachbereich 61 (Stelle 61.5) bei der Stadt 
Braunschweig weiter. 
 


 


Für Rückfragen stehen wir Ihnen natür-
lich jederzeit gerne zur Verfügung. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass 
keine Bedenken bestehen. 
 


Stellungnahme Nr. 26 
 
Schreiben der E.ON Avacon AG 


15.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Im Anfragebereich befinden sich keine 
Versorgungsanlagen der E.ON Avacon 
AG und der Avacon Hochdrucknetz 
GmbH. 
Achtung: 
Im o. g. Auskunftsbereich können Ver-
sorgungsanlagen liegen, die nicht in der 
Rechtsträgerschaft der E.ON Avacon AG 
und der Avacon Hochdrucknetz GmbH 
betrieben werden. 
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne 
zur Verfügung. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 


Stellungnahme Nr. 34 
 
Schreiben des Landkreis Helmstedt 


24.04.2013 


Stellungnahme der Verwaltung: 


In der Vergangenheit hat mir bereits der 
Entwurf des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes AW 107 „Berliner Platz 
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Nordost“ vorgelegen. Dazu habe ich un-
ter dem 18.12.2012 eine Stellungnahme 
abgegeben und darin in Bezug auf die 
Prüfung der Raumverträglichkeit der an-
zusiedelnden Einzelhandelsnutzungen 
auf die Zuständigkeit des Zweckverban-
des Großraum Braunschweig sowie in 
Bezug auf die Auswirkungen innerhalb 
des Braunschweiger Stadtgefüges auf die 
eigene Zuständigkeit der Stadt Braun-
schweig verwiesen. Außerdem habe ich 
mitgeteilt, dass ich meinerseits weder 
über planungsrelevante Informationen 
verfüge noch selbst Planungen  
oder Maßnahmen betreibe, die für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
im oben bezeichneten Bereich bedeut-
sam sein könnten. 
 
Im Rahmen der nunmehr als Entwurf vor-
liegenden 103. Änderung des Fläche-
nnutzungsplanes soll einerseits der bis-
her nicht näher definierten „Sonderbau-
fläche“, die sich in der wirksamen Fas-
sung weithin an der Nordwestseite der 
Bahnanlagen erstreckt, in deren nordöst-
lichem Teil die Zweckbestimmung „Han-
del“ beigelegt werden, und andererseits 
soll deren nordwestlicher Teil in eine 
„gewerbliche Baufläche“ überführt wer-
den; dort sind vornehmlich Büronutzun-
gen teils in den vorhandenen, teils in 
neuen Gebäuden vorgesehen. 
 


 


Für die so beschriebene Planungsabsicht 
gilt dasselbe, was ich bereits in meiner 
oben erwähnten Stellungnahme vom 
18.12.2012 mitgeteilt hatte, und ich neige 
auch weiterhin der Einschätzung zu, dass 
wesentliche Auswirkungen auf die Ein-
zelhandelsstrukturen im Landkreis 
Helmstedt aus der aktuellen Planung 
nicht zu erwarten seien. Insofern habe ich 
gegen die 103. Änderung des Fläche-
nnutzungsplanes keine Bedenken. 
 


 


 Die Raumverträglichkeit ist vom Zweck-
verband Großraum Braunschweig geprüft 
und mit Schreiben vom 18.02.2013 be-
stätigt worden. Das Zentrenkonzept wur-
de mit Ratsbeschluss am 24.06.2013 ge-
ändert, so dass zum Feststellungsbe-
schluss des Flächennutzungsplans das 
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angepasste Zentrenkonzept vorliegt. 
 
Vorschlag der Verwaltung: 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass 
wesentliche Auswirkungen auf die Ein-
zelhandelsstrukturen im Landkreis 
Helmstedt nicht zu erwarten sind. 
 


Stellungnahme Nr. 39 
 
Schreiben der Stadt Salzgitter 


19.12.2012 


Stellungnahme der Verwaltung 


Die vorgelegten Beteiligungsunterlagen 
zu der o. g. FNP-Änderung enthalten kei-
ne gutachterlichen Aussagen zu den 
prognostizierten Umsatzumverteilungs-
quoten der geplanten Erweiterungen der 
Einzelhandelsnutzungen. Daher können 
die raumordnerischen und städtebauli-
chen Auswirkungen der Planung für die 
Stadt Salzgitter auch nicht beurteilt wer-
den.  
Zur Erarbeitung einer abschließenden 
Stellungnahme bitte ich Sie, mir die ent-
sprechenden Angaben zu den Umsatz-
umverteilungseffekten bezogen auf die 
Stadt Salzgitter mitzuteilen. 
 


 


 Die Raumverträglichkeit ist vom Zweck-
verband Großraum Braunschweig geprüft 
und mit Schreiben vom 18.02.2013 be-
stätigt worden. Das Zentrenkonzept wur-
de mit Ratsbeschluss am 24.06.2013 ge-
ändert, so dass zum Feststellungsbe-
schluss des Flächennutzungsplans das 
angepasste Zentrenkonzept vorliegt. 
Eine weitere Vertiefung erfolgt auf der 
Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 
nicht. Dieses erfolgt i. R. der verbindli-
chen Bauleitplanung bzw. ist Bestandteil 
des Einzelhandelsgutachtens. 
 
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise wurden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 


Stellungnahme Nr. 40 
 
Schreiben der Stadt Wolfenbüttel 


29.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Die Stadt Braunschweig hat in den letz-
ten Jahren ihre Einzelhandelsverkaufsflä-
chen sehr stark ausgeweitet. Sie besitzt 
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im aperiodischen Bedarf bereits eine 
Zentralitätsziffer von fast 180 und zehrt 
ihre Kaufkraft somit fast zur Hälfte aus 
den Grund- und Mittelzentren des Um-
lands (vgl. ZGB, Regionale Einzelhan-
delsentwicklungskonzept - Abschlussbe-
richt 2010). 
 
Zwar fällt die im Sondergebiet vorgese-
hene Einzelhandelsfläche absehbar ge-
ringer aus als zunächst beabsichtigt, 
doch ist dieses ungebremste Wachstum 
nach wie vor kritisch. Die Stadt Wolfen-
büttel geht in ihrer Stellungnahme davon 
aus, dass die mit der Änderung des Flä-
chennutzungsplans vorgesehene Aus-
weisung neuer Einzelhandelsflächen im 
Bereich des BraWo-Parks der qualitati-
ven Aufwertung des Angebotes dient und 
nicht einer weiteren Ausdehnung. 
 


 


Dazu müssen entsprechend der neu ge-
schaffenen Einzelhandelsflächen auch 
Kapazitäten aus dem Markt genommen 
werden. Hierzu bitten wir um eine Stel-
lungnahme. Die Stadt äußert ansonsten 
ihre Bedenken, dass eine weitere scheib-
chenweise Ausdehnung der EZH-Flächen 
im Oberzentrum Braunschweig erfolgt, 
die die im RROP von 2008 vorgesehene 
Funktionszuweisung der zentralen Orte 
(in diesem Fall für Wolfenbüttel: Versor-
gung mit Gütern des aperiodischen Be-
darfs) unterläuft. 


 


 Die Raumverträglichkeit ist vom Zweck-
verband Großraum Braunschweig geprüft 
und bestätigt worden. Dieser hat mit 
Schreiben vom 18.02.2013 festgestellt, 
dass das Vorhaben den Zielen der 
Raumordnung entspricht und ein Rau-
mordnungsverfahren nicht erforderlich ist. 
 
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 24. Juni 2013 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


 
1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 


 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


 
1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 


 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


 
1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 


 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. S. 1274) 


 
1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 


 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Art. 2, Absatz 24 des Gesetzes vom 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1482) 


 
1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 


 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBl. I S. 734) 
 


1.7 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) 
 


in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 
 
1.8 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 


 


in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Art. 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 589) 
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2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 


 
Die Stadt Braunschweig ist, entsprechend dem Landesraumordnungspro-
gramm Niedersachsen 2008, Fortschreibung 2012 (LROP), in der globalen 
Betrachtung Bestandteil der Metropolregion Hannover – Braunschweig – 
Göttingen. Innerhalb der Metropolregion sollen die Innovation und internati-
onale Wettbewerbsfähigkeit, internationale Verkehrs- und Kommunikations-
punkte, Arbeitsmarktschwerpunkte sowie Zentren der Wissenschaft, Bildung 
und Kultur gestärkt werden (LROP C1.2.05). Das Landesraumordnungspro-
gramm legt aufgrund der zentralörtlichen Gliederung die Ober- und Mittel-
zentren fest. Gemeinsam mit den Grundzentren bilden sie die zentralen Or-
te, die im Sinne eines dauerhaften Erhalts ausgewogener Siedlungs- und 
Versorgungsstrukturen zu sichern und zu entwickeln sind (RROP 2.2.01). In 
der Funktion eines Oberzentrums (RROP 2.2.04) hat die Stadt Braun-
schweig zentralörtliche Einrichtungen und Angebote für den spezialisierten 
höheren Bedarf vorzuhalten (RROP 2.2.03). Mit den Oberzentren Salzgitter 
und Wolfsburg in Verflechtung mit dem Mittelzentrum Wolfenbüttel bildet die 
Stadt Braunschweig einen oberzentralen Verbund, mit den Schwerpunktauf-
gaben Wohnen und Arbeiten sowie Sicherung und Entwicklung von Arbeits-
stätten.  
 
Nach den Festlegungen in den zeichnerischen Darstellungen des Regiona-
len Raumordnungsprogrammes (RROP) für den Großraum Braunschweig 
2008 ist das Plangebiet als Siedlungsfläche ausgewiesen; im Südosten 
grenzt ein Vorranggebiet für Schienenverkehr (Haupteisenbahnstrecke) so-
wie im Nordwesten ein Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße von regionaler 
Bedeutung (Berliner Platz) an. Zugleich verläuft  entlang des Abschnittes 
des Berliner Platzes eine Vorrangtrasse für die Stadtbahn. Westlich des 
Planbereiches besteht ein als Vorranggebiet Umspannwerk gekennzeichne-
tes Gebäude. Vorabstimmungen über die Verträglichkeit mit der Raumord-
nung haben mit den Unterlagen stattgefunden. Nach Einsicht in die Unterla-
gen wird von Seiten des Zweckverbands Großraum Braunschweig von einer 
Einleitung eines Raumordnungsverfahrens abgesehen. 
 


2.2 Gegenstand der Änderung 
 
Der Änderungsbereich des Flächennutzungsplans befindet sich im Südosten 
des wilhelminischen Ringes und gehört damit zum innerstädtischen Bereich 
der Stadt Braunschweig. Der Bereich grenzt im Norden an die Straßenver-
kehrsflächen der Schillstraße sowie im Nordosten an Wohnbauflächen. 
Nördlich der Straßenverkehrsfläche der Schillstraße ziehen sich entlang des 
Rings die Darstellungen der Sonderbauflächen weiter nach Norden ebenso 
dahinterliegend die Wohnbauflächen. Im Westen grenzt das Plangebiet an 
die Straßenverkehrsfläche des Rings. Daran schließen im westlichen Verlauf 
die Grünflächen der Parkanlage „Viewegs Garten“ an. Im Süden sind die 
Flächen des angrenzenden Bahnhofareals als Sonderbaufläche erfasst. Die 
Flächen der Bahnanlagen grenzen den Änderungsbereich im Südosten ab. 
 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 06. Oktober 2005, stellt in der derzeit gültigen Fassung 
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für das Plangebiet Sonderbaufläche ohne nähere Zweckbestimmung, sowie 
im Nordosten Wohnbauflächen und im Südosten Flächen für Bahnanlagen 
dar. Hier sind die ehemaligen Postzustellgleise erfasst.  
Es erfolgt parallel zur Änderung des Flächennutzungsplans die Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans AW 107 "Berliner Platz Nordost".  
 
 


3. Ziel, Zweck und wesentliche Auswirkungen der Änderung 
 
Die Ende 2010 erfolgte Veräußerung des ehemaligen Postareals war An-
lass, die Aufstellung der 103. Änderung des F-Plans und parallel des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes AW 107 „Berliner Platz - Nordost“ zu be-
schließen. Grundvoraussetzung war aufgrund des geplanten großflächigen 
Einzelhandels, eine mit der IHK in den Grundzügen abgestimmte 
zentrenverträgliche Nachnutzung auf einer Teilfläche zu etablieren.  
Neben der Einzelhandelsnutzung sah die Planung vor, neben den bereits 
vorhandenen Bürogebäuden zusätzliche Flächen für Büronutzung zu errich-
ten. Diese Planung besitzt weiterhin Bestand. 
 
Das ehemalige Postareal wurde Ende der 1960er Jahre erbaut, im Zusam-
menhang mit der Errichtung des Hauptbahnhofes. Im Jahr 1990 wurde der 
Verwaltungstrakt mit Büroturm („Toblerone“) fertiggestellt, um die Dienststel-
len der Oberpostdirektion (OPD) Braunschweig zusammenzuführen.  
Durch die Übernahme der OPD Braunschweig durch die OPD Hannover 
fand eine vollständige Nutzung der vorhandenen Gebäude nicht statt.  
Im Laufe der Zeit fielen immer mehr Teile leer, bis hin zum fast vollständigen 
Leerstand. 
 
Ziel der Planung ist es, einerseits der Büroflächennachfrage in zentralen Be-
reichen der Stadt gerecht zu werden, andererseits das Einzelhandelsange-
bot im Umfeld des Bahnhofsbereiches zu erweitern und attraktiver zu gestal-
ten. Die Attraktivitätssteigerung des Bahnhofsumfeldes war und ist ein lang-
fristiges Ziel der Stadt Braunschweig.  
In diesem Zusammenhang wurden bereits einzelne Untersuchungen erstellt, 
die in der Regel an den Eigentumsverhältnissen der betreffenden Flächen 
scheiterten. Ein Zugriff auf die Bebauung Heinrich-Büssing-Ring, die Bebau-
ung entlang der Kurt-Schumacher-Straße und im Bereich des ehem. Post-
areals war nicht gegeben. 
 
Insofern wird das Vorhaben als erster Schritt gesehen, um die städtebauli-
che Situation im Bahnhofsumfeld zu verbessern, wodurch sich langfristig 
auch Synergien in angrenzenden Bereichen ergeben können. 
 
In der vorliegenden F-Planänderung sollen die Verwaltungsbauten entlang 
der Berliner Straße als gewerbliche Bauflächen (G) gemäß § 1 (1) Nr. 3 
BauNVO dargestellt werden. 
Die dahinterliegenden Flächen bis zu den Gleisanlagen der Bahn werden als 
Sonderbaufläche (S) gemäß § 1 (1) Nr. 4 BauNVO dargestellt, mit der nähe-
ren Zweckbestimmung „Handel". Dieses entspricht dem Bestand und dem 
geplanten Vorhaben. 
Im Nordosten werden die aufgegebenen Gleisanlagen der Bahn als Bau-
flächen erfasst. Im Sinne der Arrondierung der Darstellung des Flächen-
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nutzungsplans werden hier Wohnbauflächen (W) gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 
BauNVO dargestellt.  
 
Es ist geplant, die Eingriffe in Natur und Landschaft teilweise innerhalb, teil-
weise außerhalb des Plangebietes auszugleichen. 
 
 


4. Umweltbericht 
 


4.1 Beschreibung der Planung 
 
Mit der 103. Änderung des Flächennutzungsplans werden Flächen des 
ehemaligen Hauptpostareals im Bereich des Hauptbahnhofes überplant. Die 
Planung sieht eine Neustrukturierung und Integration des Plangebietes in 
das innerstädtische Gefüge vor. Im Rahmen dieser Neuausrichtung bleibt 
das Verwaltungsgebäude („Toblerone“ mit Anbauten) erhalten, die übrigen 
baulichen Anlagen werden rückgebaut. In nördlicher Ergänzung des Verwal-
tungsbaues wird ein weiterer Verwaltungstrakt (Business Center II) errichtet, 
welcher als Pendant zu der verbleibenden Bebauung ebenfalls als Turm mit 
sechzehn Geschossen ausgebildet wird. Zusätzlich wird optional die Erwei-
terung von Büro- und Verwaltungsflächen (Business Center III) in der dem 
Berliner Platz abgewandten Seite angedacht. In dem rückwärtigen Bereich 
des Grundstückes wird parallel zu den Gleisanlagen der Deutschen Bahn 
AG ein Fachmarktzentrum errichtet.  
Parallel wird zwischen Fachmarktzentrum und Hauptbahnhof die Errichtung 
eines InterCity-Hotels mit 320 Betten geplant. Dieses Vorhaben ist nicht Be-
standteil der vorliegenden Planung, da für dieses eine Baugenehmigung auf 
der Grundlage von § 34 BauGB erteilt werden kann. 
Die verbleibenden Gebäude („Toblerone“ nebst Flügeln) besitzen eine Net-
toGrundfläche (NGF) von rd. 18.000 m², die fast vollständig vermietet sind. 
Das geplante Business Center II erhält eine NGF von rd. 12.500 m², das 
Business Center III rd. 5.500 m². 
Für das Fachmarktzentrum ist eine NGF von rd. 18.500 m² mit einer Ge-
samtverkaufsfläche (VK) von maximal 12.660 m² vorgesehen. Zusätzlich ist 
die Ansiedlung von Gastronomie- und Dienstleistungsflächen geplant. Die 
angebotenen Sortimente unterteilen sich in den periodischen Bedarf 
(6.160 m²) und aperiodischen Bedarf (6.500 m²). 
Zur Regelung des ruhenden Verkehres werden auf dem Fachmarktzentrum 
zwei Parkebenen angeordnet mit rd. 1.300 überdachten Stellplätzen –  
rd. 650 Stellplätze je Ebene. Die erste Ebene wird weitestgehend den Nut-
zern des Fachmarktes zur Verfügung stehen, die zweite der Büronutzung. 
Die Parkdecks werden durch zwei voneinander getrennte Rampensysteme 
erschlossen. Zusätzlich stehen für die Nutzer des Fachmarktzentrums 
rd. 500 ebenerdige Stellplätze auf den Freiflächen zur Verfügung. 
Die derzeitige Erschließung des Plangebietes erfolgt vordringlich über die 
Rietschelstraße. Nach der vorliegenden Planung ist beabsichtigt, auf diese 
vorhandene Anbindung nicht weiter zurückzugreifen. Die Anbindung erfolgt 
über neu zu errichtende Anschlusspunkte im Bereich der Schillstraße und 
des Berliner Platzes für das Fachmarktzentrum sowie im Bereich des Berli-
ner Platzes für die Verwaltung/Büronutzung.  
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Der Geltungsbereich des Änderungsbereichs umfasst ca. 7,3 ha, von denen 
als Sonderbaufläche ca. 3,9 ha die Zweckbestimmung „Handel“ erhält und 
ca. 3,1 ha gewerbliche Bauflächen vorgesehen sind. Gleichzeitig werden 
ca. 0,3 ha Wohnbauflächen im Bestand erfasst.  
Die Flächen des parallel aufgestellten Bebauungsplan sind gegenüber dem 
Flächennutzungsplan kleiner, da hier die Grünflächen mit der Gedenkstätte 
nicht erfasst sind. 


 
4.2  Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten  


 
Im Niedersächsischen Landes-Raumordnungsprogramm 2008 (LROP) und 
im Regionalen Raumordnungsprogramm 2008 (RROP) ist die Stadt Braun-
schweig – im oberzentralen Verbund mit den Nachbarstädten Wolfsburg und 
Salzgitter – als Oberzentrum der Region verbindlich festgelegt. 
 
Um der Nachfrage nach größeren Büroflächen im Innenstadtbereich und um 
der Aufgabe der Versorgung der Bevölkerung nachzukommen, wurde unter 
Einbeziehung z. T. leerstehender baulicher Anlagen, die Revitalisierung der 
Flächen in Angriff genommen.  
Vordringliches Ziel ist es, diesen konkreten Standort in das städtebauliche 
Gefüge der Stadt zu integrieren und einer geordneten Nachnutzung zuzufüh-
ren. Aufgrund der vorhandenen Strukturen und der unmittelbaren Nähe zum 
Hauptbahnhof, sind die Flächen für eine Büro- und Einzelhandelsnutzung 
prädestiniert. 
Das Gebiet ist ausgezeichnet an den ÖPNV angebunden. 
 
Bliebe das Gelände unbeplant (Nullvariante), hätten die bestehenden bauli-
chen Anlagen weiterhin Bestandsschutz. Eine weitergehende Entwicklung 
des Geländes wäre nur eingeschränkt möglich. 
 


4.3 Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung  
 
Fachgesetze:  
 
• Baugesetzbuch  
• Bundesimmissionsschutzgesetz  
• Bundesnaturschutzgesetz  
• Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz  
• Wasserhaushaltsgesetz  
• Niedersächsisches Wassergesetz  
• Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung  
• Niedersächsisches Straßengesetz  
 
Fachplanungen und Gutachten: 
 
• Stadtklimaanalyse Braunschweig, Steinke & Steifeneder,  


Richter & Röckle, 2011  
• Regionales Raumordnungsprogramm, 2008 
• Landschaftsrahmenplan (LRP), 1999 
• Luftreinhalte- und Aktionsplan Braunschweig, 2009 
• Verträglichkeitsanalyse, GfK, 2010 
• Verträglichkeitsanalyse, GfK, 2012 
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• Verkehrsgutachten, WVI 
• Schalltechnische Untersuchung zum Vorhaben- und Erschließungsplan 


AW107 „Berliner Platz - Nordost“ der Stadt Braunschweig,  
Projekt: BraWoPark, Nr. -11155-; Bonk-Maire-Hoppmann Gbr; v. 
24.04.2003, (Garbsen),  


• Boden- und Altlastenuntersuchung BV 38102 Braunschweig, Postfiliale 
Berliner Platz 12 – 16, 1998 


• Orientierende Bodenuntersuchung auf dem Gelände der Deutschen 
Post, DEKRA, 2003 


• Umwelttechnische Untersuchung BraWoPark, bsp ingenieure, 2011 
• BraWoPark Braunschweig, Umbau und  Erweiterung, Naturschutzfachli-


cher Beitrag, Ökotop, 2013 
• BraWoPark Braunschweig, Umbau und  Erweiterung, Artenschutzrecht-


liche Prüfung, Ökotop, 2013 
 
Konzepte: 
 
• Rahmenplan Braunschweiger Hauptbahnhof und Umfeld, 


Herwarth + Holz, Berlin, Dezember 2011 
 


Der Landschaftsrahmenplan nennt für das Plangebiet kein besonderes Ziel. 
Im Plangebiet selbst ist gemäß der Potentialabschätzung von einem Sand-
magerrasenbiotop auszugehen. Für den Bereich der Gleisanlagen ist zu un-
terstellen, dass es sich bis zur Abräumung um einen Standort für Mager-
rasen gehandelt hat. Daher wird der Tatbestand eines geschützten Biotops 
gemäß § 30 BNatSchG bei der Eingriffsbilanz, die im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung erfolgt, zugrunde gelegt. 
 
Da jedoch im Rahmen der Bautätigkeit die Entfernung der Wuchsschicht vor 
der Kartierung erfolgte, wurden die Biotoptypen im Rahmen einer Potential- 
abschätzung ermittelt. Gleisanlagen stellen einen potentiellen Standort für 
Magerrasen dar, der infolge der Vorgehensweise hätte vorkommen können. 
Sandmagerrasen zählt zu den gesetzlich geschützten Biotopen. Der Antrag 
auf Befreiung von den Verboten des § 30 BNatSchG wird parallel zum Be-
bauungsplanverfahren gestellt. Ein grundsätzlicher Befreiungstatbestand 
wird von der unteren Naturschutzbehörde erkannt. 
In der unmittelbaren Umgebung existieren keine Schutzgebiete. 
 
Darüber hinaus werden die einschlägigen Fachgesetze, die den Umwelt-
schutz betreffen, berücksichtigt. 
 
Im Rahmenplan, der den Braunschweiger Hauptbahnhof und sein Umfeld 
untersucht geht es u.a. um eine Verbesserung des Fuß- und Radwegenet-
zes im Bahnhofsumfeld. Dabei wurde einerseits eine Anbindung der südlich 
der Gleise gelegenen Wohnquartiere an die Innenstadt durch die Öffnung 
des ehemaligen Paketgleistunnels erörtert. Andererseits wurde der An-
schluss an den bestehenden westlichen Teil des Ringgleisweges, bzw. die 
Fortführung des Ringgleisweges in das östliche Ringgebiet untersucht. Da 
innerstädtischen Fuß- und Radwege im Flächennutzungsplan aufgrund des 
Maßstabs nicht dargestellt werden, ist das vorliegende Konzept zur Stärkung 
des nichtmotorisierten Verkehrs und der Erholungsnutzung in die verbindli-
che Bauleitplanung eingeflossen. 
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4.4 Beschreibung der Methodik der durchzuführenden Umweltprüfung und Beur-


teilung der Informationsgrundlagen 
 
Gegenstand der Umweltprüfung sind dabei nach Maßgabe des Baugesetz-
buches die für den Betrachtungszeitraum und das Planvorhaben planungs- 
und abwägungserheblichen Umweltbelange. Sie schließen die Untersu-
chungen von Flora und Fauna innerhalb des Geltungsbereichs sowie die 
schalltechnischen Untersuchungen unter Berücksichtigung relevanter Lärm-
quellen innerhalb des Geltungsbereichs und der näheren der Umgebung mit 
ein. 
 
Umweltbelange werden insbesondere unter Auswertung der bisher vorlie-
genden Fachplanungen und Untersuchungen vgl. 4.3) erfasst und gewichtet. 
Für die Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung (vgl. Kap. 
4.6) erfolgt eine vergleichende Bewertung des derzeitigen Landschaftszu-
standes mit dem Planzustand auf Basis des Osnabrücker Modells, welches 
auf der Ebene des Bebauungsplans in der Stadt Braunschweig regelmäßig 
zur rechnerischen Unterstützung der gutachtlichen Bemessung von Eingriffs-
folgen und Ausgleichsmaßnahmen zur Anwendung kommt. Die Ergebnisse 
der Umweltprüfung, bezogen auf die Maßstabsebene der Flächennutzungs-
planung, sind auf Basis der verfügbaren Daten im vorliegenden Umweltbe-
richt zusammengestellt. 
 


4.5  Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 
 


Die Ermittlung und Beurteilung der Umweltsituation der einzelnen Schutzgü-
ter erfolgt nach gegenwärtigem Kenntnisstand und durch geeignete Prü-
fungsmethoden für die Umweltmerkmale, die voraussichtlich erheblich be-
einflusst werden. Durch die weitgehende Parallelität von Flächennutzungs-
plan- und Bebauungsplanverfahren werden auf der Ebene der vorbreitenden 
Bauleitplanung Erkenntnisse aus der verbindlichen Bauleitplanung mit ein-
gestellt. Dabei ist jedoch zu beachten, dass der Geltungsbereich des Flä-
chennutzungsplans größer als der des Bebauungsplans ist. 
 


4.5.1 Mensch und Gesundheit 
 
Bestand 
Das Plangebiet ist fast vollständig versiegelt. Die Raumkante zum Parkplatz 
des Hauptbahnhofes sowie zum Berliner Platz wird durch den vorhandenen 
Baukörper gebildet. Der rückwärtige Bereich wird derzeit noch von der Firma 
DHL genutzt, welche die Paketverteilung mit Kleintransportern von dem Ge-
lände abwickeln. Angeliefert werden die zu verteilenden Pakete mit LKWs. 
Die Zuwegung erfolgt hierfür über die Rietschelstraße. Kurzfristig ist die Ver-
legung der Paketverteilung in den Bereich „Am Hauptgüterbahnhof“ geplant, 
so dass die Nutzung im Plangebiet erlischt. 
Das Plangebiet ist und war für die Öffentlichkeit größtenteils nicht zugäng-
lich; es besaß in der Vergangenheit aufgrund der überwiegenden Nutzung 
als Areal der Deutschen Post keine Bedeutung für die Erholung der umlie-
genden Bevölkerung. Die Grünfläche, auf der auch die Schill-Gedenkstätte 
steht, ist im wirksamen Flächennutzungsplan aufgrund der geringen Größe 
(≤ 1,0 ha) nicht als eigenständige Grünfläche, sondern als Sonderbaufläche 
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dargestellt. Die bisherige Nutzung hat mit ihrem Betrieb keine Rücksicht auf 
die bestehende Grünfläche und die Gedenkstätte genommen. 
Die Bedeutung des Planbereiches für das Schutzgut ist gering.  
 
Nullvariante 
Bei Nichtumsetzung der Planung bleiben die bestehenden Funktionen erhal-
ten. 
 
Zukünftige Auswirkungen der Planung 
Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes sind derzeit nicht erkenn-
bar. Von der Änderung der Gebietsausweisungen entlang des Berliner Plat-
zes in eine gewerbliche Baufläche ist auch die Grünfläche der Schill-
Gedenkstätte betroffen. Aufgrund ihrer Größe wird sie nicht als eigenständi-
ge Grünfläche sondern als Teil der gewerblichen Baufläche dargestellt. 
Auswirkungen durch die Änderung des Gebietscharakters ergeben sich für 
die Grünfläche nicht. 
Mit Blick auf die Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse inner-
halb des Plangebiets und für bestehende Nutzungen im Umfeld wurde das 
Vorhaben einer schalltechnischen Untersuchung unterzogen.  
Das Gutachten betrachtet insbesondere die auf die geplanten und vorhan-
denen Nutzungen einwirkenden Verkehrslärmimmissionen vom angrenzen-
den Berliner Platz, der Schillstraße und dem Gleisfeld der Deutschen Bahn 
AG sowie die vom Betrieb der Vorhaben des BraWoParks ausgehenden 
Lärmemissionen auf umgebende Nutzungen. Hierbei werden auch die au-
ßerhalb des Geltungsbereiches gelegenen Nutzungen entlang der 
Schillstraße sowie der angrenzenden Rietschel- und Mentestraße berück-
sichtigt.  
Das Gebiet wurde dabei schalltechnisch mit Werten eines Mischgebietes in 
die Untersuchung eingestellt. Damit wird auch gegenüber der bisherigen 
Nutzung Rücksicht auf die nicht im Flächennutzungsplan dargestellte Grün-
fläche der Schill-Gedenkstätte genommen. 
Im Rahmen des Bebauungsplans sollen stark emittierende Nutzungen des 
Gewerbegebietes zugunsten einer vorrangig festgesetzten Büronutzung 
ausgeschlossen werden.  
Durch die Festsetzung passiver Lärmschutzmaßnahmen auf Ebene des Be-
bauungsplanes im Plangebiet werden gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse in den angrenzenden Baugebieten eingehalten. 
 


4.5.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft 
 
Zur Ermittlung der Bestandssituation im Plangebiet wurde ein Gutachten zur 
„Erfassung und Bewertung der Biotoptypen, Avifauna, Fledermäuse und 
Heuschrecken“ erarbeitet, dass aufgrund der ermittelten Biotoptypen zu ei-
ner artenschutzrechtlichen Potentialabschätzung führte. Die Erfas-
sung/Abschätzung bildet die Grundlage der Eingriffsbilanzierung im Rahmen 
der verbindlichen Bauleitplanung. 
Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich jeweils auf die Aspekte „Le-
bensraumfunktion für Pflanzen und Tiere“, „Schutzgebiete und Objekte des 
Naturschutzes“ sowie „Landschaftsbild und Landschaftserleben (Erholung)“. 
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Bestand 
Das Plangebiet wird durch die bestehende und ehemalige Büro- und ge-
werbliche Nutzung bzw. durch großflächige Gebäude, Versiegelungen und 
Bahnanlagen geprägt. Die Grünfläche mit der Schill-Gedenkstätte, ist im 
wirksamen Flächennutzungsplan aufgrund der geringen Größe (≤ 1,0 ha) als 
Teil der Sonderbaufläche dargestellt. Die bisherige Nutzung hat mit ihrem 
Betrieb keine Rücksicht auf die bestehende Grünfläche und die Gedenkstät-
te genommen.  
 
Die Nutzungstypen im Plangebiet besitzen unterschiedliche Wertigkeiten für 
den Naturhaushalt. Während die bebauten, überwiegend versiegelten Berei-
che eine geringe Bedeutung besitzen, sind die sich entlang der Gleisanlagen 
in der nordwestlich des Planbereiches gelegenen Spitze gebildeten 
Ruderalfluren von mittlerer bis hoher Bedeutung.  
Im Plangebiet selbst liegt ein Schutzgebiet nach BNatSchG. Als besonders 
geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG ist im nordöstlichen Geltungsbe-
reich auf der ehem. Gleisharfe des Postanschlussgleises und entlang der 
Bahnflächen die Sandmagerrasenfläche einzustufen. 
Die artenschutzrechtliche Potentialabschätzung erfolgte vordringlich für Vor-
kommen gefährdeter Arten wie Brutvögel, Heuschrecken und Fledermäuse. 
Für das Plangebiet bestehen keine förmlich festgesetzten Schutzgebiete 
(NSG, LSG, FFH, etc.). 
 
Die Eignung des Planbereichs als Lebensraum für Tiere ist auf Grund der in-
tensiven Nutzung und des hohen Versiegelungsgrades eingeschränkt. Dazu 
trägt auch der relativ geringe Anteil an naturnahen Strukturen (z. B. Gehöl-
zen und Ruderalflächen) bei. Für das Vorkommen von Fledermäusen ist ein 
Fachgutachten erstellt worden. Aufgrund des potentiellen Vorkommens von 
fünf der landesweit stark gefährdeten Arten besitzt der Planbereich eine sehr 
hohe Bedeutung für Fledermäuse. Der Abriss der leerstehenden Gebäude 
wurde gutachterlich begleitet.  
 
Anhand des Lebensraumtyps wurde das Artenpotential der Brutvögel abge-
schätzt. Mit dem potenziellen Vorkommen einer landesweit vom Aussterben 
bedrohten Art (Steinschmätzer) und von zwei gefährdeten Arten (Gartenrot-
schwanz und Grünspecht) und 6 Brutvögeln der niedersächsischen Vor-
warnliste (Bluthänfling, Girlitz, Mehlschwalbe, Star, Grauschnäpper und 
Haussperling) besitzen die Untersuchungsräume als Vogellebensraum eine 
sehr hohe Bedeutung.  
Aufgrund der abgeschätzten Trockenstandorte, Magerrasen und 
Ruderalfluren ist ein Vorkommen der Zauneidechse und von Heuschrecken-
arten denkbar. Für die Heuschrecken kann von einem Vorkommen einer in 
Niedersachsen vom Aussterben bedrohten Art (Blauflügelige Sandschrecke) 
und drei stark gefährdete Arten (Blauflügelige Ödlandschrecke, Rotleibiger 
Grashüpfer und Westliche Beißschrecke) ausgegangen werden; ein Teilbe-
reich des Planungsgebietes besitzt als Reptilienlebensraum und für den 
Heuschreckenschutz potentiell eine hohe Bedeutung. 
 
Die Störungen aus den angrenzenden Nutzungen (Siedlung, Verkehr, Bahn) 
durch Licht, Lärm, Fahrzeugbewegungen und Schadstoffe stellen erhebliche 
Beeinträchtigungen dar. 
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Der Umweltatlas der Stadt Braunschweig weist das Plangebiet als sehr stark 
eingeschränkt für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes aus. 
 
Die Freiflächen des Planbereichs haben eine geringe bis mittlere Bedeutung 
als Lebensraum für Tierarten der halboffenen Feldflur sowie für an Sied-
lungsflächen angepasste Tierarten wie z. B. wenig störungsanfällige Vögel. 
Die im Norden und westlich des Berliner Platzes an das Planungsgebiet an-
grenzenden Grünflächen haben eine mittlere bis hohe Bedeutung für das 
Schutzgut.  
 
Das Landschaftserleben in Bezug auf Vielfalt, Eigenart und Schönheit der 
Natur wird als sehr stark eingeschränkt eingestuft. Die bestehende Bebau-
ung prägt den nördlich des Bahnhofs gelegenen Bereich. 
 
Schutzgebiete und Objekte des Naturschutzes werden bei der Nullvariante 
nicht betroffen. 
 
In Bezug auf das Landschaftsbild und Landschaftserleben wird sich bei Bei-
behaltung der Nutzung im bisherigen Umfang an der beschriebenen Situati-
on nichts ändern. 
 
Nullvariante 
Bei Beibehaltung der Büro- und gewerblichen Nutzungen im bisherigen Um-
fang wird sich für die Fläche im Geltungsbereich an der beschriebenen Situ-
ation im Wesentlichen nichts ändern  
Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die bestehenden Qualitäten und 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes erhalten.  
 
Zukünftige Auswirkungen der Planung 
Die durch die Darstellungen des Flächennutzungsplanes „gewerbliche Bau-
fläche“ und Sonderbaufläche „Einzelhandel“ werden auf Ebene des Be-
bauungsplanes neue Nutzungsarten festzusetzen sein.  
Von der Änderung der Gebietsausweisungen entlang des Berliner Platzes in 
eine gewerbliche Baufläche ist auch die Grünfläche der Schill-Gedenkstätte 
betroffen, sie wird jedoch aufgrund ihrer geringen Größe nicht als gesonder-
te Grünfläche dargestellt. 
Auswirkungen durch die Änderung des Gebietscharakters ergeben sich für 
die Grünfläche nicht, da im Rahmen des Bebauungsplans Büronutzung vor-
rangig festgesetzt werden. Schalltechnisch wurde das Gewerbegebiet mit 
Werten eines Mischgebietes in die Untersuchung eingestellt (s. Punkt 
„Lärm“). Damit erfolgt gegenüber der bisherigen Nutzung keine Veränderung 
für die nicht im Flächennutzungsplan dargestellte Grünfläche.  
Die Umsetzung der Festsetzungen des Bebauungsplanes AW 107 führt zu 
einem weitgehenden Verlust der leergefallenen Gebäude. Die vorgesehene 
Gestaltung der privaten Grünflächen sowie die randlichen Eingrünungen der 
Sondergebiete tragen zu einer angepassten Eingliederung der neuen Bau-
körper und Flächen in die städtebauliche Situation bei. Von der verbindli-
chen Bauleitplanung unberührt bleiben die Grünflächen der Schill-
Gedenkstätte, die nicht Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans sind. 
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Bei dem Plangebiet handelt es sich um die Umnutzung eines bereits bebau-
ten Areals. Durch die vorherige Nutzung ist für die Flächen des Postareals 
von einer rd. 76% Versiegelung im Bestand auszugehen. Der Versiege-
lungsgrad wird nicht wesentlich erhöht (0,8 ha). Für die untersuchten Fle-
dermaus- und Vogelarten werden für die entfallenden Habitate Ersatz in 
Form von insgesamt 60 Fledermauskästen/-quartieren und 33 Nistkästen für 
Vögel an Gebäuden und Bäumen geschaffen werden. Für die Flächen, die 
ehemalig als Gleisanlagen für die Bahn genutzt wurden, ist im Rahmen der 
Potentialabschätzung von einer typischen Vegetation aufgegebener Bahn-
gleise ausgegangen worden, d.h. Pflanzen trockener Standorte mit eingela-
gerten Sandmagerrasenflächen. Durch Anflug hatten sich dort Pioniergehöl-
ze entwickelt. Aufgrund des gesetzlich geschützten Magerrasenbiotops hat 
eine Genehmigung einer Ausnahme von den Verboten des § 30 BNatSchG 
zu erfolgen. Ein grundsätzlicher Befreiungstatbestand wird von der Unteren 
Naturschutzbehörde erkannt. 
 
Es ist davon auszugehen, dass rund die Hälfte der ehemaligen Gleisflächen, 
die der natürlichen Sukzession überlassen wurden, für die Bebauung in An-
spruch genommen werden. Hier ist von erheblichen Eingriffen in den Natur-
haushalt auszugehen. Auf der verbleibenden Fläche werden Ruderal- und 
Gehölzstrukturen des Sandmagerrasen mit Bruthabitaten/Überwinterungs-
quartieren der potentiell darin vorkommenden Zauneidechse und den Stein-
schmätzer durch Festsetzungen im derzeit laufenden Bebauungsplanverfah-
ren neu angelegt bzw. entwickelt und dauerhaft gesichert werden.  
Ausgleich, der im Plangebiet selbst nicht geschaffen werden kann, erfolgt 
auf einer externen Ausgleichsfläche. Die Sicherung der oben beschriebenen 
Maßnahmen und der externen Ausgleichsmaßfläche erfolgt durch einen 
städtebaulichen Vertrag. 
 
Aufgrund der bereits bebauten innerörtlichen Strukturen werden sich für das 
Landschaftsbild keine Beeinträchtigungen ergeben. 
 


4.5.3 Boden 
 
Bestand 
Der NIBIS Kartenserver des LBEG stellt den Geltungsbereich als Verbrei-
tungsgebiet der weichselzeitlichen Flussablagerungen dar. Die Bodenüber-
sichtskarte (BÜK 50) des Landschaftsrahmenplanes trifft für das Plangebiet 
keine Aussage. Aufgrund der Nutzungen kann davon ausgegangen werden, 
dass der natürliche Boden im Plangebiet nicht mehr vorhanden ist. Durch 
die Nivellierung des Geländes sowie durch die bauliche Tätigkeit hat ein 
Bodenauf- und -abtrag stattgefunden, der zu einem Verlust der natürlichen 
Bodeneigenschaften geführt hat. 
 
Für das Plangebiet wurden zahlreiche Boden- und Altlastenuntersuchungen 
erstellt.  
Im Auftrag der Deutschen Post AG wurde im Jahr 1998 durch das Erd- und 
Grundbauinstitut Hamburg (Untersuchungsbericht BV 38102 Braunschweig, 
Postfiliale Berliner Platz 12- 16, 23.04.1998) eine orientierende Gefähr-
dungsabschätzung für den südlichen Bereich des Geländes durchgeführt. 
Dabei handelte es sich in etwa um die Flächen, auf denen das Gebäude des 
Einzelhandelszentrums errichtet werden soll. Zur Erkundung wurden 46 
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Sondierungsbohrungen in eine Tiefe von 4,0 m bis 7,0 m unter Gelände-
oberkante abgeteuft, um mittels Mischproben die Schadstoffkonzentration 
gemäß LAGA zu ermitteln. Im Ergebnis der Auswertungen wurden die Bo-
denproben als „nicht bzw. nur gering belastet“ (LAGA Einstufung Z 0 und Z 
1.1) eingestuft. Eine Probe ergab die Einbauklasse Z 1.2. 
Eine weitere orientierende Bodenuntersuchung wurde von der DEKRA im 
Jahr 2003 (orientierende Bodenuntersuchung auf dem Gelände der Deut-
schen Post, Berliner Platz 12 – 16, 38102 Braunschweig, Projekt-Nr: LO 
55402269, 24.09.2003) für Verdachtsflächen in dem nördlichen Teil des 
Grundstückes durchgeführt. Aus den 22 Rammkernsondierungen mit einer 
Sondierungstiefe von 3,0 m – 5,0 m unter GOK wurden 13 gemischten Bo-
denproben entnommen, die eine Einstufung in die Klasse Z 0 entsprechend 
LAGA erlaubten. Die Untersuchung von zwei Gleisschotterproben hatten 
hohe PAK Werte aufgewiesen, weshalb für diese Proben eine Einstufung in 
die Z 2 Werte nach LAGA erforderlich wurde. 
Um eine flächendeckende Sondierung auf dem ehem. Postgelände sicher-
stellen zu können, wurde im Jahr 2011 eine umwelttechnische Untersuchung 
durch bsp ingenieure (BraWoPark, Berliner Platz 12 – 16, Braunschweig, 
Bericht 078.11, 16.06.2011) im Auftrag der BraWoPark GmbH erstellt. In 
Abstimmung mit dem Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz wurden 
noch nicht untersuchte Verdachtsflächen bestimmt. Dabei handelt es sich 
um die Bereiche der ehem. KFZ Halle, Werkstatt und Zapfstellen der Tank-
stelle. Im Ergebnis stellt die Untersuchung fest, dass im Bereich der Werk-
statt sowie der Tankstelle keine gesundheitsgefährdenden Verunreinigungen 
des Bodens und der Bodenluft vorliegen. 
Im Bereich der KFZ Halle sowie des östlichen Grundwasseranstroms liegt 
eine Grundwasserverunreinigung durch LHKW vor. 
Im Plangebiet gab es eine mittelschwere Bombardierung im 2. Weltkrieg. 
Aus Sicherheitsgründen sind bei Erdarbeiten Gefahrenerforschungsmaß-
nahmen auf Kampfmittel durchzuführen. 
 
Nullvariante 
Ohne die Planung / Bebauung bleiben die natürlichen Funktionen des Bo-
dens und des Wasserhaushalts auch weiterhin gestört. Die gewerbliche 
Nutzung würde voraussichtlich bestehen bleiben. Bei Nichtrealisierung der 
Planung verbleiben ebenso die bestehenden Beeinträchtigungen.  
 
Zukünftige Auswirkung der Planung 
Bei Realisierung der Planung wird die versiegelte Fläche um 0,8 ha erhöht, 
wesentliche Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen treten dadurch aller-
dings nicht ein. Für die bereits vorher versiegelten 76% der Fläche werden 
keine zusätzliche Beeinträchtigung der Bodenfunktionen eintreten wird. Eine 
Erhöhung des Verkehrsaufkommens wird eine stärkere Belastung angren-
zender Bodenflächen mit Luftschadstoffen bewirken. Insgesamt sind die 
Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut als gering zu bewerten. 
 


4.5.4  Wasser 
 
Bestand 
- Grundwasser 
Im Bereich der Versiegelungen ist die Grundwasserneubildung auf ein Mini-
mum reduziert. Das Oberflächenwasser wird hauptsächlich der Kanalisation 
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zugeführt und steht für die Grundwasserneubildung nur in sehr geringem 
Umfang zur Verfügung. Das Schmutzwasser wird ebenfalls über die Kanali-
sation abgeführt. 
 
Förmlich festgelegte Wasserschutzgebiete oder weitere besondere Schutz-
ansprüche bestehen für das Plangebiet nicht. 
 
Das Plangebiet ist als Siedlungsfläche gekennzeichnet (LRP 1999). Die 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes zum Erhalt von qualitativ hochwerti-
gem Grundwasser ist aufgrund der hohen Grundwasserverschmutzungs-
empfindlichkeit  innerhalb des Planungsgebietes ohne Bedeutung. 
 
Im Bereich des Berliner Platzes in unmittelbarer Nähe zum Busterminal liegt 
ein Feuerlöschbrunnen bzw. Brunnen der Trinkwassernotversorgung im Ka-
tastrophenfall (AW 007). Der höchste bekannte Grundwasserstand wurde 
hier im Februar 2003 mit 74,83 m NN gemessen. Dieses entspricht rd. 
2,40 m unter der Höhe der Straße Berliner Platz.  
Diese Werte korrespondieren mit den von bsp ingenieure im April und Mai 
2011 festgestellten Grundwasserhöhen, die in einem Bereich zwischen 
75,40 m NN und 75,30 m NN festgestellt wurden. Die Grundwassergleichen 
zeigen eine Fließrichtung in dem Areal von Ost nach West. 
Zusätzlich erfolgte die Untersuchung des Grundwassers auf Belastungen. Im 
Ergebnis stellt die Untersuchung fest, dass im Bereich der ehemaligen 
Werkstatt sowie der ehemaligen Tankstelle keine gesundheitsgefährdenden 
Verunreinigungen des Bodens und der Bodenluft vorliegen. 
Im Bereich der ehemaligen KFZ Halle sowie des östlichen 
Grundwasseranstroms liegt eine Grundwasserverunreinigung durch LHKW 
vor. Dabei geht die Untersuchung davon aus, dass die Quelle für die Verun-
reinigungen weiter östlich außerhalb des Areals des BraWoParks liegt. Inso-
fern werden bei erforderlichen Grundwasserhaltungsarbeiten ggf. zusätzli-
che Maßnahmen zur Entsorgung oder Reinigung sowie bei Erdarbeiten in 
diesen belasteten Bereichen zusätzliche Schutzmaßnahmen erforderlich. 
 
Nullvariante 
Bei Nichtrealisierung der Planung verbleiben die bestehenden Funktionen 
und Beeinträchtigungen.  
 
Zukünftige Auswirkung der Planung 
Bei Realisierung der Planung des Bebauungsplans AW 107 wird die versie-
gelte Fläche um 0,8 ha erhöht, hierfür werden keine wesentlichen zusätzli-
chen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser eintreten. Für die bereits 
vorher versiegelten 76% der Fläche werden keine zusätzliche Beeinträchti-
gung eintreten (s. a. Kap. 4.5.3 „Boden“). Insofern führt dieses zu einer ge-
ringen Erhöhung des Oberflächenabflusses und einer weiteren Verminde-
rung der Grundwasserneubildungsrate. In Folge der Planung wird auch wei-
terhin eine großflächige Versiegelung ermöglicht. Hierdurch steht das Areal 
für die Grundwasserneubildung und als Retentionsraum auch weiterhin nicht 
zur Verfügung stehen. 
Zur Trockenhaltung der Baugruben sind Wasserhaltungsmaßnahmen erfor-
derlich. Die Errichtung von Kellern kann nur mit erhöhtem Aufwand erfolgen. 
Zum Schutz der Keller vor Feuchtigkeit müssen wasserundurchlässige 
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Wannenbauwerke erstellt werden. Aufgrund der Belastungen mit LHKW sind 
im Falle einer Grundwasserhaltung zusätzliche Maßnahmen erforderlich. 
 
 


4.5.5  Klima, Luft 
 
Das Plangebiet weist typisches Innenstadtklima mit hohen Tages- und 
Nachttemperaturen, geringer nächtlicher Abkühlung und geringer relativer 
Luftfeuchte auf. Der Luftaustausch ist stark reduziert. Das Windfeld im Ge-
biet ist, bei entsprechender Wetterlage, stark turbulent. Es treten Böen und 
Zugerscheinungen auf. 
Bioklimatisch ist das Lokalklima als belastend einzustufen. 
Die Sondernutzungen, hier Bahnanlagen, sind im Klimagutachten (Stadtkli-
maanalyse Braunschweig 2011 Steinike & Steifeneder, Richter & Röckle) als 
lokale Luftleitbahnen ausgewiesen. Das sind kleinräumige Strukturen, die 
den Luftaustausch innerhalb der Stadt begünstigen. Voraussetzung sind ge-
ringe Bodenrauigkeit, ausreichende Länge und Breite sowie ein möglichst 
gradliniger Verlauf. 
Der westlich angrenzende Berliner Platz und die nördlich angrenzende 
Schillstraße sind durch verkehrsbedingte Emissionen erheblich belastet. 
 
Nullvariante: 
Keine Veränderung der ungünstigen stadtklimatischen und lufthygienischen 
Bedingungen. 
 
Prognose bei Durchführung der Planung: 
Die Versiegelung des Gebietes wird durch die vorgesehene Planung weiter 
erhöht, zu Ungunsten der lokalen Luftleitbahn. 
Grünflächen und Baumpflanzungen im westlichen Teil des Gebietes mini-
mieren die Beeinträchtigungen der mikroklimatischen Situation. 
Aufgrund des zu erwartenden höheren Verkehrsaufkommens insbesondere 
durch Kunden- und Lieferverkehr ist mit einer weiteren Erhöhung der ver-
kehrsbedingten Emissionen zu rechnen. 
Insgesamt sind die Beeinträchtigungen des Schutzgutes als gering zu be-
werten. 
 


4.5.6 Lärm 
 
Bestand 
Das Plangebiet wurde in der Vergangenheit intensiv von der Post als 
Postverteilzentrum genutzt. Mittlerweile ist der überwiegende Teil des Ge-
ländes beräumt. Das verbliebene Bürogebäude ist fast vollständig vermietet. 
Wurde in der Anfangszeit das Brief und Paketaufkommen noch zum Teil 
über die Schiene abgewickelt, gewann in den Folgezeiten die Verteilung 
über die Straße eine größere Bedeutung. In der z. Zt. bestehenden Situation 
sind verschiedene emittierende Nutzungen im Umfeld vorhanden, wie die 
Verkehre auf der Helmstedter Straße, der Schillstraße und dem Berliner 
Platz sowie die Gleisanlagen der Deutschen Bahn AG. Die Belastungen 
durch die Postzustellbasis sind durch die Aufgabe der Postnutzung an die-
ser Stelle entfallen.  
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Als schutzwürdige Nutzung im direkten Umfeld der Planung besteht die di-
rekt nordöstlich angrenzende Wohnnutzung entlang der Rietschel- und 
Mentestraße. Die Schutzbedürftigkeit der umliegenden Gebiete richtet sich 
nach den vorhandenen Nutzungen. Dabei handelt es sich südlich der 
Schillstraße um ein allgemeines Wohngebiet (WA), nördlich der Schillstraße 
um ein Mischgebiet (MI) und bei dem Marienstift an der Helmstedter Straße 
um ein durch einen Bebauungsplan festgesetztes Sondergebiet (SO) mit der 
Zweckbestimmung Krankenhaus 
 
Nullvariante 
Wird die Planung nicht durchgeführt, so sind keine nennenswerten Verän-
derungen gegenüber der Bestandssituation zu erwarten. 
 
Zukünftige Auswirkung der Planung  
1) Grundlagen 
Mit Blick auf die Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse inner-
halb des Plangebiets und für bestehende Nutzungen im Umfeld, wurde das 
Vorhaben einer schalltechnischen Untersuchung unterzogen. Das Schall-
gutachten betrachtet dabei insbesondere die auf die geplanten und vorhan-
denen Nutzungen einwirkenden Verkehrslärmimmissionen vom angrenzen-
den Berliner Platz, der Schillstraße und dem Gleisfeld der Deutschen Bahn 
AG, sowie die Auswirkungen der betrieblichen Lärmemissionen des Vorha-
bens (BraWoPark) auf umgebenden Nutzungen. 
 
 
2) Weitere in der Umgebung des Geltungsbereichs bekannte Planungen 
Darüber hinaus besteht bei der Stadt die Planung, den Verkehr im Bereich 
Helmstedter Straße, Leonhardstraße und Schillstraße neu zu ordnen. In die-
sem Zusammenhang ist es vorgesehen durch eine Verkehrsumlenkung des 
Hauptverkehrsstroms auf die Schillstraße die Helmstedter Straße zu entlas-
ten. Die Umsetzung ist noch in Planung, insofern untersuchte das Schallgut-
achten - basierend auf den entsprechenden Verkehrsuntersuchungen - so-
wohl den Planfall mit als auch ohne eine Verlagerung der städtischen Ver-
kehre.  
Im Rahmen des derzeit in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans AW107 
wurden die Ergebnisse des Schallgutachtens in den Umweltbericht eingear-
beitet. 
 
Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchungen werden in der Pla-
nung berücksichtigt. 
 
 
3) Vorbelastung 
Auf das zukünftig als gewerbliche Baufläche und als Sonderbaufläche, be-
sondere Zweckbestimmung Einzelhandel, dargestellte Plangebiet wirken be-
reits heute unterschiedliche Lärmquellen ein. Dabei handelt es sich im Ein-
zelnen um das im Südosten angrenzende Gleisfeld der Deutschen Bahn 
AG, im Süden die Stellplätze im Bereich des nördlichen Bahnhofplatzes so-
wie die Verkehre des Berliner Platzes im Westen und der Schillstraße im 
Norden. 
Diese auf die zukünftig als Gewerbe- und Sonderbauflächen dargestellten 
Bereiche einwirkenden Schallimmissionen wurden schalltechnisch unter-
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sucht und mit den entsprechend maßgebenden Orientierungs-/ Richt- und 
Grenzwerten verglichen. Für die Sonderbaufläche wurde aufgrund der fest-
gesetzten Nutzung für den Einzelhandel von einem Schutzanspruch, ver-
gleichbar dem eines Gewerbegebietes in der Tagzeit, ausgegangen. 
 
 
4) Zusatzbelastung durch das Planvorhaben 
Bei den im Rahmen des Planvorhabens hinzukommenden Lärmquellen 
handelt es sich zum einen um die mit der verkehrlichen Erschließung ver-
bundenen Straßenverkehrsgeräusche, zum anderen um die Anlagengeräu-
sche des Vorhabens selbst. 
Für die Büronutzungen wird von einer Nutzung in den Nachtzeiten (22.00 bis 
6.00 Uhr) nicht ausgegangen. Die Geschäfte des Fachmarktzentrums wer-
den überwiegend bis 22.00 Uhr geöffnet haben, so dass abfahrender Ver-
kehr auch noch nach 22.00 Uhr stattfinden wird. Die geplante Gastronomie-
nutzung erfolgt bis 1.00 Uhr in der Nacht. Insofern findet sowohl die Nutzung 
selbst -in Bereichen auch als Außengastronomie - als auch die durch sie 
bedingten Verkehre zu einem Teil in der Nachtzeit statt. Diese Nutzungszei-
ten wurden in die schallgutachterliche  Untersuchung eingestellt. 
 
 
5) Verkehrslärm: 
5.1) Auswirkungen auf das Plangebiet: 
Die Immissionssituation für die relevante Beurteilungshöhe der am stärksten 
betroffenen Stockwerke (4. Obergeschoss; 14,0 m) im Geltungsbereich stellt 
sich hinsichtlich des Straßen- und Schienenverkehrslärms unter Beachtung 
der prognostizierten Verkehrsmengen für das Jahr 2020 (Straße) bzw. 2025 
(Schiene) bei freier Schallausbreitung gemäß den Beurteilungskriterien der 
DIN 18005 für die relevante Beurteilungshöhe wie folgt dar: 
 


Zeitraum OW*1) 


in dB(A) 


Verkehrslärm 
Beurteilungspegel 
in dB(A) 


Tagzeit 06.00-
22.00 65 ≤ 65 – 69 


*1) Orientierungswerte gem. DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Beiblatt 1 
 
Dies bedeutet, dass durch die Verkehrslärmimmissionen der bestehenden 
Straßen und der Bahnanlage der Deutschen Bahn AG im gesamten Plange-
biet bei freier Schallausbreitung die für Gewerbegebiete maßgeblichen 
Orientierungswerte (OW) der DIN 18005 zur Tagzeit im Bereich der angren-
zenden Straßen- und Schienenverkehrswege um bis zu 3 - 4 dB(A) über-
schritten werden. 
Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten kommen aktive Lärmschutzmaßnah-
men nicht infrage; insofern werden auf Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung zur Gewährung gesunder Arbeitsverhältnisse passive Schallschutz-
maßnahmen festgesetzt  
 
5.2) Auswirkungen der Mehrbelastung auf öffentlichen Straßen: 
Für die Mehrbelastungen der öffentlichen Straßen wurden zwei Planfälle un-
tersucht. 
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Zwar trifft der vorhabenbezogene Bebauungsplan keine Festsetzungen, die 
für die o.g. Verlagerung von Verkehren aus der Helmstedter Straße in die 
Schillstraße zwingend erforderlich wären. Allerdings gebietet es die planeri-
sche Sorgfalt, diesen Planungsfall mit in die Bewertung dieses Bebauungs-
plans einzustellen, auch wenn der konkrete Zeitpunkt der Umsetzung derzeit 
noch offen ist. 
 
Daher wurde zunächst geprüft, inwieweit allein durch die mit dem vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan ermöglichten Nutzungen verkehrliche bzw. im-
missionsschutztechnische Konsequenzen eintreten (Planfall P1*). Dies wur-
de durch eine Prüfung ergänzt, bei der neben den durch den Bebauungs-
plan ermöglichten Nutzungen auch die städtischen Absichten zur Entlastung 
der Helmstedter Straße mit Verkehrsverlagerungen in die Schillstraße be-
rücksichtigt werden (Planfall P1). 
 
a) Ohne Entlastung Helmstedter Straße (Planfall P1*) 
 
aa) Anlagenbedingter Verkehrslärm (gemäß TA Lärm) 
Der anlagenbedingte Verkehrslärm ist nach der sechsten allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (TA Lärm) zu beur-
teilen. 
Nachdem die geräuschverursachenden Fahrzeuge das Plangebiet verlassen 
haben und sich auf öffentlichen Verkehrsflächen befinden, sind ihre Emissi-
onen als allgemeiner Verkehrslärm einzustufen. Maßnahmen organisatori-
scher Art zur Minderung der Verkehrsbelastung werden nach Nr. 7.4 der TA 
Lärm erforderlich, wenn sämtliche in Folge aufgeführten Kriterien erfüllt sind: 
 
• Erhöhung der Beurteilungspegel der Verkehrsgeräusche um mehr 


als 3 dB(A) 


• Keine Vermischung mit dem übrigen Verkehr 


• Erstmalige oder weitergehende Überschreitung der Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV. 


Aus den zusätzlichen (anlagenbedingten) Verkehren des Planvorhabens re-
sultieren Änderungen der Verkehrsbelastung auf den angrenzenden öffentli-
chen Straßen. Ohne Berücksichtigung der verkehrlichen Entlastungsmaß-
nahme der Helmstedter Straße kommt es im Bereich der meisten umliegen-
den Straßen (Berliner Platz, Leonhard Platz, Ottmerstraße und Helmstedter 
Straße) nur zu einer geringfügigen Änderung der Verkehrslärmbelastung von 
0,1 bis 0,3 dB(A). Lediglich im Bereich der Schillstraße erfolgt eine Pegeler-
höhung von bis zu 1,4 dB(A). Somit werden die Prüfkriterium nach Nr. 7.4 
der TA Lärm nicht erfüllt; Maßnahmen zur Lärmreduzierung werden somit 
nicht erforderlich. 
 
ab) Betrachtung gemäß 16. BImSchV – „Wesentliche Änderung“ 
Im Falle eines Neubaus oder eines erheblichen baulichen Eingriffs eines öf-
fentlichen Verkehrsweges ist nach den Regelungen gemäß der sechzehnten 
Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (16. 
BImSchV) zu prüfen, inwiefern der Eingriff wesentlich ist. Die auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanugn einzuhaltenden Grenzwerte betragen für ein 
allgemeines Wohngebiet (WA) 59/49 dB(A), für ein Mischgebiet(MI) 64/54 
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dB(A) und ein Gewerbegebiet 69/59 dB(A). Dabei beschreibt die erste Ziffer 
den Tagwert, die zweite den Nachtwert. 
 
Die Änderung ist wesentlich, wenn 
• eine Straße um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen für 


den Kraftfahrzeugverkehr oder ein Schienenweg um ein oder mehre-
re durchgehende Gleise baulich erweitert wird oder 


• durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel 
des von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrs-
lärms um mindestens 3 dB(A) oder auf mindestens 70 dB(A) am Ta-
ge oder mindestens 60 Dezibel dB(A) in der Nacht erhöht wird. 


• Eine Änderung ist auch wesentlich, wenn der Beurteilungspegel des 
von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärms 
von mindestens 70 dB(A) am Tage oder 60 dB(A) in der Nacht durch 
einen erheblichen baulichen Eingriff erhöht wird. 


Für den Baulastträger sind die Kriterien maßgebend, um überprüfen zu kön-
nen, inwiefern Lärmschutzmaßnahmen an der bestehenden Bebauung er-
forderlich werden können. 
Als Obergrenze für den Verkehrslärm sind die Grenzwerte mit 72 dB(A) tags 
und 62 dB(A) nachts in Kern- und Gewerbegebieten und 70 dB(A) am Tage 
und 60 dB(A) in der Nacht in den übrigen Baugebieten maßgeblich. Diese in 
der 16. BImSchV definierten Grenzwerte gelten nach stehender Recht-
sprechung auch im Rahmen städtebaulicher Planungen als absolute 
Schwelle der Zumutbarkeit. 
 
Die Errichtung der Linksabbiegerspur in der Schillstraße zur Erschließung 
des Vorhabengebietes ist als "erheblicher baulicher Eingriff" zu bewerten. 
Für diesen Bereich hat zusätzlich eine gesonderte Betrachtung gemäß 16. 
BImSchV stattgefunden. Im Ergebnis zeigte sich, dass für die am stärksten 
betroffenen Immissionsorten eine maximale Pegelerhöhung von 1,4 dB(A) 
ermittelt wurde (s.a. Nr. aa). Somit wird das 3 dB(A) Kriterium für eine we-
sentliche Änderung nicht erreicht und durch den geplanten Ausbau des 
Linksabbiegers nach den Kriterien der 16. BImschV kein Anspruch auf 
Lärmschutzmaßnahmen ausgelöst. 
 
In einigen Aufpunkten sind bereits durch die Verkehrsbelastung im Progno-
se-Nullfall die Grenzwerte der 16. BImSchV im Prognose Nullfall überschrit-
ten. Die hier geltenden, als Obergrenze anzusetzenden, beurteilungsrele-
vanten Bezugspegel mit 70 dB(A) am Tage und 60 dB(A) in der Nacht wer-
den jedoch an allen Aufpunkten unterschritten. 
Insgesamt wird somit kein Anspruch auf Lärmschutz an der bestehenden 
Bebauung ausgelöst. 
 
 
b) Mit Entlastung Helmstedter Straße (Planfall P1) 
 
Die Betrachtung berücksichtigt die Verkehre der vorgesehenen städtischen 
Verkehrsverlagerung sowie die zusätzlichen Verkehre aus dem Vorhaben. 
Dabei wird zur Beurteilung der Gesamtsituation (Planfall P1) ein „erheblicher 
baulicher Eingriff“ vorausgesetzt. 
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Im Ergebnis zeigt sich, dass in den am stärksten betroffenen Immissionsor-
ten (Helmstedter Straße 129 und 36 A sowie Schillstraße 10 und 11) die Pe-
gelerhöhung im Prognosefall P1 bis zu 8,4 dB(A) beträgt. In Prüfung der Kri-
terien der 16. BImSchV beträgt die Pegelerhöhung durch die Gesamtsituati-
on Planfall P1 an allen relevanten Aufpunkten entlang der Schillstraße mehr 
als 3 dB(A). Zusätzlich werden die maßgebenden Immissionsgrenzwerte 
zum Teil erstmalig oder weitergehend überschritten. 
 
Damit ergibt sich für den Planfall P1 nach den Kriterien der 16. BImSchV 
dem Grunde nach ein Anspruch auf Lärmschutz.  
Dies würde lt. Gutachten im Bereich der Gebäude Helmstedter Straße 36A, 
129, Schillstraße 1-8, 10-12, 14A, 15, 16, 18, 19, Mentestraße 2, 3, 
Rietschelstraße 1, 2, 5 sowie Leonhardplatz 12 entstehen. 
 
Da aufgrund der Siedlungsstrukturen wirksame Pegelminderungen durch ak-
tive Schallschutzmaßnahmen nicht realisierbar sind, werden voraussichtlich 
passive Schallschutzmaßnahmen an den Gebäuden erforderlich. Der An-
spruch auf passive Schallschutzmaßnahmen besteht unmittelbar und ist 
vom Straßenbaulastträger sicherzustellen. Sollte es zu einer Entlastung der 
Helmstedter Straße kommen, sind ist die Straßenplanung sowie das darauf 
basierende Schallgutachten zu präzisieren. Dieses Verfahren findet außer-
halb der Bauleitplanverfahrens statt. 
 
Soweit mit der späteren Verlagerung von Verkehren aus der Helmstedter 
Straße in die Schillstraße die vorgenannten Pegelerhöhungen eintreten, sind 
entsprechend weitergehende Maßnahmen zu prüfen. Da dies losgelöst von 
der Vorhabenplanung dieses Bebauungsplans durch den Träger der Stra-
ßenbaulast erfolgen muss, die Realisierung des BraWoParks gleichwohl ei-
nen lärmtechnischen Anteil an der Gesamtbewertung der Situation verant-
wortet, wird der Vorhabenträger mit den von ihm hervorgerufenen Lärman-
teilen an den finanziellen Konsequenzen beteiligt. 
 
6) Gewerbelärm 
Die Geräuschemissionen des Planvorhabens werden durch die anlagenbe-
dingten Geräusche wie Parkplatzlärm, Lieferverkehr, Ladetätigkeiten, Lüf-
tungsanlagen etc. bestimmt. Erste überschlägige Berechnungen zeigten 
deutliche Überschreitungen an der Wohnbebauung Rietschelstraße und 
Mentestraße. Aus diesem Grunde wurden für die weitergehenden Berech-
nungen Lärmminderungsmaßnahmen wie z.B. Lärmschutzwände, geschlos-
sene Fassaden etc. mit einbezogen. Diese Maßnahmen werden durch Fest-
setzungen auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung durch Festsetzungen 
gesichert. 
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Unter diesen Voraussetzungen stellt sich die Immissionssituation hinsichtlich 
der bestehenden, durch das Vorhaben am stärksten betroffenen Wohnbe-
bauung (Rietschelstraße Nr. 4) abhängig von der Geschosshöhe wie folgt 
dar: 
 


Zeitraum OW*1) 


in dB(A) 


Gewerbelärm 
Beurteilungspegel 
in dB(A) 


Tagzeit 06.00-
22.00 55 ≤ 48 - 55 


Nachtzeit 06.00-
22.00 40 ≤ 28 - 40 


*1) Orientierungswerte gem. DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Beiblatt 1 
 
D.h., dass durch die Gewerbelärmimmissionen im Bereich der angrenzen-
den schutzbedürftigen Bebauung unter Berücksichtigung von lärmvermei-
denden und lärmmindernden Maßnahmen die für Allgemeine Wohngebiete 
maßgeblichen Orientierungswerte (OW) der DIN 18005 zur Tag- und Nacht-
zeit eingehalten bzw. unterschritten werden. 
 
Lediglich im Bereich des bestehenden Telekomgebäudes ergaben sich 
Überschreitungen von bis zu 3 dB(A) in der Nachtzeit . Da sich jedoch aktu-
ell keine Wohnung oder vergleichbare schutzbedürftige Nutzung im Gebäu-
de befindet, ist hier derzeit kein Schutzanspruch im Sinne der planungs-
rechtlichen Zuordnung (WA) zu berücksichtigen. Für den Fall einer Ände-
rung hin zu einer WA-konformen Nutzung trifft der Bebauungsplan ergän-
zende Festsetzungen zum Immissionsschutz. 
 
Zum Schutz der angrenzenden Bebauung trifft der Bebauungsplan Festset-
zungen zu aktiven Schallschutzmaßnahmen resp. schallmindernden Maß-
nahmen, insbesondere die Festsetzung von Lärmschutzwänden. 
Ergänzend werden durch Bestimmungen im Durchführungsvertrag und in 
der Baugenehmigung gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in der Nach-
barschaft gesichert. 
 
 
 


4.5.7  Kulturgüter und sonstige Sachgüter  
 


Im nordwestlichen Plangebiet befindet sich die Schill-Gedenkstätte. Da im 
Flächennutzungsplan die Denkmäler für das gesamte Stadtgebiet nicht dar-
stellt werden, wird auch dieses Denkmal nicht in die Darstellungen aufge-
nommen. Nach Auskunft des Nieders. Landesamt für Denkmalpflege-
Archäologie sind im Plangebiet keine Bodendenkmale bekannt. Bei Boden-
funden ist § 14 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz zu beachten.  
 
Nullvariante 
Wird die Planung nicht durchgeführt, so sind keine nennenswerten Verände-
rungen gegenüber der Bestandssituation zu erwarten.  
 
Zukünftige Auswirkung der Planung  
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Im Rahmen des parallel aufgestellten Bebauungsplanes wurden intensive 
Gespräche geführt, um das Gedenken und das Vorhaben miteinander ver-
träglich umsetzen zu können. Der Wechsel der Darstellungen des Flächen-
nutzungsplanes von „Sonderbaufläche“ zu „gewerblicher Baufläche“ hat kei-
ne Auswirkungen auf die Kultur- und sonstigen Sachgüter. 
 
 
 


4.5.8  Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
 
Innerhalb des bestehenden Beziehungsgeflechts zwischen den Schutzgü-
tern können Auswirkungen, die ein Vorhaben auf zunächst ein Schutzgut 
ausübt, auf andere weiterwirken. Es kann zur Verkettung und Steigerung 
von Auswirkungen kommen. Deswegen sind die Schutzgüter nicht nur ein-
zeln, sondern im Zusammenspiel der vielen Wechselwirkungen zu betrach-
ten. 
 
Besonders negative zusätzliche Wechselwirkungen sind für die Schutzgüter 
Boden, Wasser, Landschaft und Kulturgüter in Folge dieser Flächennut-
zungsplanänderung nicht zu erwarten. Grundsätzlich ist jedoch festzustellen, 
dass die künftige Verkehrssituation zu einer Erhöhung der Belastung der 
angrenzenden Nutzungen führen. Als weitere Folgen sind der Verlust an Le-
bensraum für die Pflanzen- und Tierwelt insbesondere in den Teilen der als 
schutzwürdig zu klassifizierenden Biotope zu verzeichnen.  
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird daher im Plangebiet eine 
Teilfläche neu angelegt werden, zusätzlich wird der Verlust darüber hinaus 
über eine externe Ausgleichsfläche kompensiert. Aufgrund des gesetzlich 
geschützten Magerrasenbiotops hat ein Antrag auf Genehmigung einer 
Ausnahmeregelung von den Verboten des § 30 BNatSchG zu erfolgen 
Gleichzeitig wird parallel zum Bebauungsplan der externe Ausgleich für den 
Biotopverlust nach § 30 wird abschließend über die von der UNB zu ertei-
lende Ausnahmegenehmigung geregelt. Die Neuanlage von Vegetation wird 
dazu beitragen, die Beeinträchtigungen der mikroklimatischen und lufthygie-
nischen Situation zu minimieren. 
 
Erhebliche über das Plangebiet hinausgehende Wechselwirkungen sind 
derzeit nicht erkennbar.  
 


4.6  Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der  
nachteiligen Auswirkungen 
 
Die gemäß den gesetzlichen Vorgaben (§§ 1 und 1a BauGB) bei einer Plan-
aufstellung zu berücksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz sind für 
die geplante Flächennutzungsplanänderung mit folgenden Ergebnissen an-
gewendet worden:  
 
Der überplante Bereich der Flächennutzungsplanänderung beträgt rd. 
7,3 ha, davon werden ca. 3,9 ha als Sonderbaufläche mit einer neuen 
Zweckbestimmung „Handel“ ausgewiesen und ca. 3,1 ha als gewerbliche 
Baufläche überplant sowie ca. 0,3 ha als Wohnbaufläche im Geltungsbe-
reich mit erfasst. Um die zu erwartenden Beeinträchtigungen des Natur-
haushaltes zu minimieren, werden auf der Ebene des Bebauungsplans ver-
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schiedene Flächen für grünordnerische Maßnahmen festgesetzt und eine 
externe Ausgleichsfläche vertraglich gesichert.  
 
Aus der Prognose der Umweltauswirkungen geht hervor, dass durch die 
Flächennutzungsplanänderung einerseits erhebliche Eingriffe in Natur und 
Landschaft im Sinne von § 14 BNatSchG vorbereitet werden. Gleichzeitig 
werden Flächen für die Neuanlage/Entwicklung wertvoller Bereiche im Plan-
geltungsbereich durch entsprechende Festsetzungen im Plan gesichert und 
andererseits werden außerhalb des Plangebietes darüber hinaus erforderli-
che Ausgleichsmaßnahmen im städtebaulichen Vertrag zum parallel erstell-
ten Bebauungsplan geregelt.  
 
Auf der Ebene des Bebauungsplans erfolgt eine vertiefende Gegenüberstel-
lung der Bestandssituation mit den Planungen. Dabei werden die Ausprä-
gungen des Naturhaushaltes und des Orts-/Landschaftsbildes und die Er-
gebnisse von Fachgutachten in die Bewertung auf Basis eines anerkannten 
Kompensationsmodells eingestellt. Auf der Basis erfolgt die Bemessung von 
Eingriffsfolgen und Ausgleichsmaßnahmen (s. auch Kapitel 4.8).  
 
Gemäß gegenwärtigem Planungsstand des parallel bearbeiteten Be-
bauungsplans kann ein Ausgleich der möglichen Eingriffe durch die Festset-
zung von zeichnerischen und textlichen Maßnahmen zur Grünordnung sowie 
von Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft zum Teil innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans und darüber hinaus in der externen Ausgleichsfläche erzielt werden.  
Aufgrund des gesetzlich geschützten Magerrasenbiotops hat eine Genehmi-
gung einer Ausnahme von den Verboten des § 30 BNatSchG zu erfolgen 
Gleichzeitig wird parallel zum Bebauungsplan der externe Ausgleich für den 
Biotopverlust nach § 30 wird abschließend über die von der UNB zu ertei-
lende Ausnahmegenehmigung geregelt.  
 
Nach dem derzeitigen Kenntnisstand sind aus abfallrechtlicher Sicht i. R. der 
verbindlichen Bauleitplanung keine Festsetzungen zu treffen. Bei Erdbewe-
gungsmaßnahmen fällt ggf. verunreinigter Boden an, der als Abfall entsorgt 
werden muss. Dieser Abfall sowie alle weiteren Abfälle, die bei den vorge-
sehenen Maßnahmen anfallen, sind unter Beachtung der allgemein gültigen 
Regelungen der abfallrechtlichen Gesetzgebung zu entsorgen. 
 


4.7  Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen 
(Monitoring)  


 
Gemäß § 4c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die aufgrund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten, 
um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu 
ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu er-
greifen. Dabei sind alle Behörden verpflichtet, die Gemeinde über erhebli-
che, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die 
Umwelt zu informieren.  
Diese Daten wie auch weitere relevante umweltbezogene Daten werden sei-
tens der Fachbehörden mit Hilfe des stadtinternen Umweltinformationssys-
tems vorgehalten und ggf. aktualisiert.  
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4.8  Zusammenfassung des Umweltberichtes 
 
Lage des Gebiets und Ziele der Planung 
Das ca. 7,3 ha große Planungsgebiet liegt unmittelbar nördlich angrenzend 
an den Hauptbahnhof. Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um die 
Nachnutzung des ehem. Postareals, welches für eine Einzelhandels- und 
Büronutzung nachverdichtet werden soll.  
 
In Kapitel 4.5 sind die mit der 103. Änderung des Flächennutzungsplanes zu 
erwartenden Auswirkungen auf den Naturhaushalt mit seinen Schutzgütern 
und auf das Landschaftsbild dargestellt und bewertet worden. Unter Berück-
sichtigung der genannten Minimierungsmaßnahmen sind die Auswirkungen 
auf die Schutzgüter des Naturhaushaltes und das Landschaftsbild abschlie-
ßend wie folgt zu bewerten: 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um die Umnutzung eines bereits bebau-
ten Areals. Durch die vorherige Nutzung ist für die Flächen des Postareals 
von einer rd. 76% Versiegelung im Bestand auszugehen. Die Erhöhung der 
Versiegelung durch die Nachnutzung um 0,8 ha fällt bei der Betrachtung der 
bestehenden Gesamtversieglung eher gering aus. Für die Flächen, die 
ehemalig als Gleisanlagen für die Bahn genutzt wurden, ist von einer typi-
schen Vegetation aufgegebener Bahngleise auszugehen, d.h. Pflanzen tro-
ckener Standorte mit eingelagerten Sandmagerrasenflächen. Durch Anflug 
hatten sich dort Pioniergehölze entwickelt. 
Da die Flächen vor der Bestandserfassung beräumt wurden, ist gemäß der 
Potentialabschätzung für die gesamte Fläche von Eingriffen in den Natur-
haushalt auszugehen. Es ist davon auszugehen, dass rund die Hälfte dieser 
Flächen für die Bebauung in Anspruch genommen werden. Eine Teilfläche 
der angenommenen Ruderalflächen (Sandmagerrasen) werden durch Fest-
setzungen im in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan neu angelegt bzw. 
entwickelt und dauerhaft gesichert  
Darüber hinaus erfolgt eine Minimierung des Eingriffs auf einer externen 
Ausgleichsfläche, die über einen städtebaulichen Vertrag gesichert werden. 
 
Mensch und Gesundheit:  
Negative Auswirkungen sind nicht zu erwarten.  
 
Tiere, Pflanzen:  
Erhebliche Auswirkungen insb. durch Verlust von Lebensraum für Arten tro-
ckener Standorte können durch externe Ausgleichsflächen ausgeglichen 
werden. Für die Flächen, die als Maßnahmen Anlage und zum Erhalt des 
Lebensraums im parallel aufgestellten Bebauungsplan festgesetzt werden, 
ist von keinem Eingriff auszugehen. Für Arten der halboffenen Flur und tro-
ckener Standorte wurde im in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanver-
fahren geprüft, ob ein Ausgleich für den Eingriff in den Lebensraum geschaf-
fen werden muss. Da das Plangebiet bei der Begehung bereits beräumt war, 
erfolgte ein Potentialabschätzung für die gefährdeten Arten und Pflanzen. Es 
wurden entsprechende Maßnahmen im Rahmen der verbindlichen Bauleit-
planung im Plangeltungsbereich und auf einer externen Ausgleichsfläche 
getroffen. 
 
Landschaftsbild:  
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Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes werden bei der baulichen Vor-
prägung des innerstädtischen Bereichs nicht erwartet. 
 
Boden:  
Ein Verlust der Bodenfunktionen wird aufgrund der baulichen Vorprägung 
nur eingeschränkt für die Bereiche der neu versiegelten Flächen (rd. 0,8 ha) 
und im Bereich überplanten ehemaligen Gleisanlagen ausgegangen. We-
sentliche zusätzliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden treten auf-
grund des schon vorhandenen hohen Versiegelungsgrades nicht ein. 
 
Wasser:  
Eingriffe in das Schutzgut Wasser resultieren insbesondere aus der Versie-
gelung / Bebauung bisher offener Bodenflächen mit Auswirkungen auf den 
lokalen Wasserhaushalt. Durch das bereits bestehende Maß der Versiege-
lung und der darüber nur geringfügige Neuversiegelung über rd. 0,8 ha, wird 
davon ausgegangen, dass die keine wesentlichen Eingriffsfolgen für das 
Schutzgut Wasser insgesamt eintreten.  
 
Klima, Luft:  
Insgesamt werden die Schutzgüter Klima und Luft durch eine Bebauung be-
einträchtigt. Die Beeinträchtigungen durch die Flächenversiegelung bestan-
den schon zum größten Teil vor dem planerischen Eingriff. Allerdings wer-
den durch die geänderte Art der Nutzung erheblich mehr Verkehre auf dem 
Grundstück erzeugt. Dieses führt zu einer Verschlechterung des lokalen 
Kimas. Die Neuanlage von Vegetation trägt zur Minimierung der mikroklima-
tischen und lufthygienischen Situation bei. 
 
Lärm: 
Das Plangebiet wird vorrangig von Verkehrslärm der umgebenden Straßen 
und Gleise beeinträchtigt. Entsprechend der Belastung werden passive 
Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt. 
Die vom Vorhaben verursachten Lärmauswirkungen auf die umgebenen 
schutzbedürftigen Nutzungen werden durch entsprechende Festsetzungen 
im Bebauungsplan geregelt.  
 
Kulturgüter und sonstige Sachgüter:  
Die Auswirkungen der Planung auf die Schill-Gedenkstätte wurden geprüft, 
es wurden im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung Lösungsansätze 
erarbeitet. Da der Flächennutzungsplan keine Denkmäler darstellt, werden 
weitere negative Auswirkungen nicht erwartet.  
 
Zusammengefasst können erhebliche Auswirkungen, die durch die Flächen-
nutzungsplanänderung planerisch vorbereitet werden, auf der Ebene des im 
Parallelverfahren erarbeiteten Bebauungsplans durch Minimierungsmaß-
nahmen reduziert werden. Verbleibende erhebliche Beeinträchtigungen sind 
bei Umsetzung der Festsetzungen zur Grünordnung und Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
und auf externen Ausgleichsflächen außerhalb des Planbereichs im Sinne 
der Eingriffsregelung kompensierbar. 
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5 Begründung der Darstellung, Gesamtabwägung  


 
Begründung der Darstellung: 
 
Im Niedersächsischen Landes-Raumordnungsprogramm 2008 (LROP) und 
im Regionalen Raumordnungsprogramm 2008 (RROP) ist die Stadt Braun-
schweig - im oberzentralen Verbund mit den Nachbarstädten Wolfsburg und 
Salzgitter - als Oberzentrum der Region verbindlich festgelegt.  
 
In den zentralen Orten sind neben sozialen, kulturellen, administrativen und 
Versorgungseinrichtungen auch Arbeits- und Wohnstätten zu konzentrieren. 
Der Neubau von ausreichenden Flächen für Arbeitsplätze, die gut an den 
ÖPNV angeschlossenen Standorten geschaffen werden, steht im Einklang 
mit diesen Zielen der Raumordnung.  Auch die Schaffung von neuen Flä-
chen für einen neuen Einzelhandelsstandort im südöstlichen Ringbereich ist 
in der Abstimmung mit der Raumordnung positiv bewertet worden. Für den 
Geltungsbereich der 103. Änderung des Flächennutzungsplanes hat das 
derzeit geltende RROP keine dem Planungsziel zuwiderlaufende Festlegun-
gen getroffen. Dieses wurde parallel zur Aufstellung der Bauleitplanung ge-
prüft und mit Schreiben vom 18.02.2013 vom Zweckverband Braunschweig 
bestätigt. Die 103. Änderung des Flächennutzungsplanes ist daher gemäß 
§ 1 (4) BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst. 
 
Bereits 2010 wurde die vorliegende Planung durch Aufstellungsbeschlüsse 
für die Flächennutzungsplanänderung sowie den Bebauungsplan eingeleitet.  
 
Das Plangebiet liegt im Osten des Stadtteiles Viewegs Garten und umfasst 
die Flächen zwischen dem Berliner Platz, die Gedenkstätte an der 
Schillstraße, der Schillstraße, Bahnanlagen der Deutschen Bahn AG und 
dem Bahnhofsplatz. Es handelt sich hierbei um innerstädtisch integrierte 
Flächen, die durch die Planung die Nachnutzung und Nachverdichtung die-
ses Bereichs vorbereiten. Die Freistellung der im Geltungsbereich überplan-
ten Bahnanlagen wurde mit Schreiben vom 01.07.2011 vollzogen. Damit 
sind die Flächen nicht mehr der eisenbahnrechtlichen Nutzung gewidmet 
und unterliegen somit der Planungshoheit der Stadt.  
 
Mit der Ausweisung gewerblicher Bauflächen sichert sich die Stadt Flächen 
für innerstädtische Büronutzungen, die in das innerörtliche Verkehrsnetz und 
an den ÖPNV hervorragend angebunden sind. Gleichzeitig wird mit der 
Ausweisung von Einzelhandelsflächen im rückwärtigen Bereich die Handels-
zentralität des Oberzentrums Braunschweig gestärkt. Als Synergieeffekt ist 
davon auszugehen, dass auch der Bereich zwischen dem neuen Zentrum, 
dem Bahnhofsvorplatz und dem Bahnhof durch eine Neugestaltung eine 
Aufwertung erfährt.  
 
Im November 2010 wurde zu der vorliegenden Planung eine Verträglich-
keitsanalyse der GfK Gruppe im Auftrag des Investors erstellt. 
Diese kommt zu der Aussage, dass keine strukturschädigenden Auswirkun-
gen für die Stadt und die Umlandgemeinden zu erwarten sind. Auf Grundla-
ge des alternativen Besatzkonzeptes wurden - getragen von der IHK - die 
Aufstellungsbeschlüsse im November 2010 gefasst. 
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Durch die Konkretisierung der Planung hat sich mittlerweile die Gesamt-
verkaufsfläche von anfangs 28.500 m² auf 12.660 m² verringert. 
 
Der in Aufstellung befindliche vorhabenbezogene Bebauungsplan wird die 
abgestimmten Sortimente und zugehörige Verkaufsflächen verbindlich re-
geln.  
 
Das Zentrenkonzept der Stadt wurde mit dem Ratsbeschluss am 24. Juni 
2013 geändert. Die Planung entspricht dem aktuellen Zentrenkonzept. 
 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die zwei an den Änderungs-
bereich angrenzenden innerörtlichen Hauptverkehrsstraßen, der Schillstraße 
und dem Berliner Platz. Von beiden Straßen werden gemäß dem vorliegen-
den Gutachten von WVI die Zu- und Abfahrtsverkehre erfolgen. Darüber 
hinaus erfolgt über einen bestehenden Erschließungsweg über den Bahn-
hofsvorplatz die Erschließung für das gemäß § 34 BauGB neu geplante Ho-
tel und die Parkplätze im Parkdeck des Einkaufszentrums der Büroflächen.  
 
Die innere Erschließung des Plangebietes ist detailliert im Vorhabenplan des 
in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans wiedergegeben. 
Es findet eine deutliche Trennung der Kundenverkehre des Fachmarktzen-
trums und der Büronutzungen statt.  
 
Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes (Trinkwasser, Abwasser, Lösch-
wasser, Wärmeenergie, Elektrizität, Abfallentsorgung, Kommunikationstech-
nik) kann durch die jeweiligen Träger auf der Grundlage der geltenden 
Rechtsvorschriften und Regelwerke erfolgen. Die BraWoPark GmbH plant, 
auf dem Gelände die Strom und Wärmeversorgung über die Errichtung ei-
nes BHKWs sicherzustellen.  
 
Durch das Vorhaben „Brawo-Park“ werden zum einen neue Verkehrsströme 
erzeugt und die Emission von Gewerbelärm ist zu erwarten. In Verbindung 
mit der eventuellen Umleitung von Verkehren von der Helmstedter Straße 
auf die Schillstraße sind weitere Lärmemissionen zu erwarten.  
Bereits im Vorfeld der Planung wurden Untersuchungen zur Höhe des zu-
künftigen Lärmeintrags sowie zu Maßnahmen zur Vermeidung von Lärm-
emissionen in die Planung eingestellt. Aus diesen resultieren Schallschutz-
maßnahmen, die durch Festsetzungen im Bebauungsplan AW 107 gesichert 
werden. 
 
Denkmale: 
Im nordwestlichen Plangebiet befindet sich die Schill-Gedenkstätte. Angren-
zend an das Plangebiet befinden sich das denkmalgeschützte Ensemble 
des Hauptbahnhofs und die Denkmallokomotive.  
Da im Flächennutzungsplan die Denkmäler für das gesamte Stadtgebiet 
nicht darstellt werden, hat das Vorhandensein von der Denkmäler keine 
Auswirkungen auf die Darstellungen des Flächennutzungsplanes. 
Trotzdem werden die geschützten Bereiche im Plangeltungsbereich und im 
Umfeld wie folgt abgehandelt.  
 


Flächennutzungsplan, 103. Änderung  „Berliner Platz - Nordost“   Begründung, Stand: 23.10  2013 
  Verfahrensstand:  Feststellungsbeschluss 







- 28 - 
 


Das Denkmalschutzgesetz trifft in § 8 Regelungen zu Anlagen in der Umge-
bung von Baudenkmalen: „In der Umgebung eines Baudenkmals dürfen An-
lagen nicht errichtet, geändert oder beseitigt werden, wenn dadurch das Er-
scheinungsbild des Baudenkmals beeinträchtigt wird. Bauliche Anlagen in 
der Umgebung eines Baudenkmals sind auch so zu gestalten und instand zu 
halten, dass eine solche Beeinträchtigung nicht eintritt (…).“ 
 
In enger Nachbarschaft zum Plangebiet befinden sich folgende Baudenkma-
le: 
 
 
1. Hauptbahnhof Braunschweig (Berliner Platz 1), 1960 eröffnet.  
Denkmalumfang: Bürogebäude als mehrgeschossige Scheibe, vorgelegte 
Empfangshalle, nach Westen vorspringendes Restaurantgebäude (heute 
MC Donalds, Spielhalle und Büros) sowie seitlich an das Empfangsgebäude 
bzw. die Empfangshalle nach Nordosten bzw. Südwesten anschließende, 
langgestreckte, ein- bzw. zweigeschossige Bauten für Läden und Büros. 
 
Städtebaulich ist besonders beachtlich, dass der Solitär des mehrgeschos- 
sigen Empfangsbereiches in der Achse der Magistrale Kurt-Schumacher-
Straße liegt und für diese einen wirkungsvollen Raumabschluss und Blick-
punkt bildet. Ziel der Denkmalpflege ist daher – neben einer Erhaltung der 
Bestandsteile dieses Ensembles – die Wahrung der Dominanz und Solitärar-
tigkeit dieses Gebäudes. 
 
2. Denkmallokomotive: 
Südlich unmittelbar an das Plangebiet angrenzend befindet sich eine Denk-
mallokomotive als Leihgabe der Deutschen Bahn AG an die Stadt Braun-
schweig. Diese Denkmallok wurde Ende 2012 durch die Stadt restauriert. 
 
Im Plangebiet befindet sich ein Baudenkmal: 
 
3.Schill-Gedenkstätte (Schillstraße 1), 1837 errichtete Denkmalanlage 
Im Nordwesten des Geltungsbereichs, im Kreuzungsbereich von Berliner 
Platz und Schillstraße, befindet sich das 1837 geweihte Schilldenkmal. Es 
erinnert an den Major Ferdinand von Schill und seine Truppen. Zu der Anla-
ge gehört das denkmalgeschützte sog. Invalidenhaus (erbaut 1840). Das 
Denkmal wurde 1955 neu geweiht und dient seither auch der Erinnerung an 
die Gefallenen des Zweiten Weltkrieges. 
An der Schillstraße befand sich in den letzten Kriegsmonaten ein Außenla-
ger des Hamburger Konzentrationslagers Neuengamme. In der Mehrzahl jü-
dische Häftlinge leisteten hier Zwangsarbeit für die Braunschweiger Firma 
Büssing. Zum Gedenken an die Opfer des KZ-Außenlagers Braunschweig 
Schillstraße wurde 1997 ein Mahnmal nach dem Entwurf der Künstlerin Sig-
rid Sigurdsson errichtet. Zugleich entstand ein „Offenes Archiv“ mit Erinne-
rungen Braunschweiger Einzelpersonen und Institutionen. Seit Mai 2000 ist 
das „Offenen Archiv“ in der Gedenkstätte KZ Außenlager Braunschweig 
Schillstraße der Öffentlichkeit zugänglich. Ein Teil der Texte und Materialien 
ist auf Tafeln an der Begrenzungsmauer im Außenbereich der Gedenkstätte 
angebracht. 
Ein weiteres Element des dreiteiligen Mahnmals wurde auf dem Plangebiet 
installiert, dem eigentlichen Standort des ehemaligen KZ-Außenlagers. 
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Dabei handelt es sich um eine blaue Leuchtschrift „Die Zukunft hat eine lan-
ge Vergangenheit“. 
 
Unabhängig von der Frage, ob die Planung durchgeführt wird, muss in je-
dem Fall eine Lösung für die Leuchtschrift Schillstraße entwickelt werden, 
die altersbedingt nicht mehr voll funktionsfähig ist. Der Bestand der Leucht-
schrift war durch einen Vertrag mit dem vorherigen Eigentümer des Grund-
stücks geregelt. Aufgrund des Eigentümerwechsels gibt es keinen Be-
standsschutz für die Leuchtschrift mehr. 
 
Im Rahmen des parallel aufgestellten Bebauungsplans werden intensive 
Gespräche mit dem neuen Eigentümer, der Volksbank BraWo, unter Einbin-
dung der Künstlerin Sigrid Sigurdsson und des Arbeitskreises Andere Ge-
schichte e.V., der die Gedenkstätte Schillstraße betreut, geführt. Ziel ist, ei-
ne gemeinsame Lösung für die Leuchtschrift zu entwickeln, um das Geden-
ken und das Vorhaben miteinander verträglich umsetzen zu können. 
 
Im Ergebnis wird im Parkplatzbereich im Plangebiet gegenüber der Gedenk-
stätte eine Möglichkeit geschaffen die Leuchtbuchstaben neu zu installieren, 
so dass sie aus dem Denkmalbereich heraus gut wahrgenommen werden 
können. Zusätzlich wird eine Fläche im Vorhabenbereich zur Verfügung ge-
stellt, um mit Hilfe von Installationen auf das ehem. KZ-Außenlager hinzu-
weisen. 
 
Bei Bodenfunden ist § 14 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz zu be-
achten. 
 
Gesamtabwägung:  
 
Mit den Planungen zum Baugebiet „Berliner Platz Nordost“ reagiert die Stadt 
Braunschweig auf die anhaltend hohe Nachfrage nach Büroräumen im in-
nerstädtischen Bereich, die gut in das ÖPNV-Netz eingebunden sind. Darü-
ber hinaus dient die Bereitstellung von Flächen für den Einzelhandel der 
stadtwirtschaftlichen Notwendigkeit und der Sicherung der oberzentralen 
Versorgungsstruktur.  
 
Demgegenüber steht die erhebliche Beeinträchtigung von Natur und Land-
schaft. In der Abwägung gegenüber den städtebaulichen Zielen werden auf 
Bebauungsplanebene Maßnahmen zur Minimierung sowie zum Ausgleich 
und Ersatz festgelegt, mit dem Ziel nach Möglichkeit die Eingriffe in Natur 
und Landschaft im Plangebiet selbst entsprechend den gesetzlichen Vor-
schriften auszugleichen. Da dieses aufgrund der Nachnutzung einer inner-
städtischen Fläche nicht vollständig gelingt, wird darüber hinaus ein Aus-
gleich auf einer externen Ausgleichsfläche nötig. Diese wird über einen städ-
tebaulichen Vertrag gesichert. 
 
Die Problematik möglicher Konflikte aufgrund der Nachbarschaft von groß-
flächigem Einzelhandel und Wohnnutzung wurde frühzeitig im Planungspro-
zess berücksichtigt. Es zeigte sich, dass diese Problematik durch Lärm-
schutzmaßnahmen, die auf Ebene der verbindlichen Bebauungsplanung 
festgesetzt wird, zu lösen ist. 
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Aus den genannten Gründen ist in der Gesamtabwägung die vorgesehene 
Planung mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung, den sozialen, 
wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwor-
tung gegenüber künftigen Generationen vereinbar und gewährleistet eine 
dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung.  
Insbesondere sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse, die Versorgung der Wohnbevölkerung, die Sicherung 
wohnortnaher Arbeitsplätze zur Vermeidung längerer Wege, die Wieder-
nutzbarmachung / Nachnutzung innerstädtisch gut integrierter Standorte, 
sowie die Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Planung miteinan-
der gerecht abgewogen worden. 
Im Sinne der gesamtstädtischen Entwicklung wird der Schaffung von Büro-
raum und einer zeitgemäßen Versorgung der Bevölkerung eine höhere Prio-
rität eingeräumt, zumal es sich bei der vorliegenden Planung um den spar-
samen Umgang mit Grund und Boden gemäß § 1a BauGB handelt.  
 
 


6 Verfahrensablauf  
 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 (1) 
BauGB mit Schreiben vom 28.11.2012 von der 103. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes unterrichtet und mit Terminsetzung zum 19.12.2012 zur Äu-
ßerung aufgefordert worden.  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB hat am 
12.12.2012 stattgefunden.  
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 (2) BauGB und die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) 
BauGB erfolgte im Parallelverfahren vom 26.04.2013 bis 27.05.2013. 
 
Die Anpassung des Zentrenkonzeptes ist parallel mit dem Auslegungs-
beschluss des Bebauungsplans am 24.06.2013 durch den Rat der Stadt 
Braunschweig beschlossen worden. 
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Flächennutzungsplan 
103. ÄNDERUNG  
Beteiligung gemäß § 3 (2) BauGB  
vom 26.04.2013 bis zum 27.05.2013 
 
Vorschlag zur Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird 
oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben. 
 


Stellungnahme Nr. D1 
 
Schreiben des bs-forum für bürgerna-
he Stadtplanung 
 


12.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
bei einem Gespräch am 12. April 2013 
hat der Projektentwickler des BraWo-
Parks uns glaubhaft das Engagement der 
Volksbank zur Nutzung und zur Belebung 
des brachliegenden Postgeländes am 
Berliner Platz dargestellt. 
 


 


Dennoch sehen wir uns gehalten, ergän-
zende Sichtweisen zu denen eines Inves-
tors vorzutragen: 
 


 


Es fehlt jeglicher stadträumliche Wert für 
das alltägliche Leben! Das Anziehende, - 
das Anregende, das Wert-volle liegt oft 
im Kontrast; z.B. um „DIE neuen schönen 
Seiten Braunschweigs“ darzustellen 
(Zitat: BraWoPark); 
- dazu benutzen Ihre Mitarbeiter aber in 
Ihrer Home-Darstellung 
das bürgereigene, öffentliche Grün von 
Viewegsgarten und Schill-Denkmal, mit 
den vorhandenen Baumreihen am Berli-
ner Platz, - als Kontrast zu Ihrer Über-
bauung... : Ein wert-volles Spiel ohne 
eigene Kosten, zur Verschönerung des 
Alltags-Lebens ? 
 


 


/ Ihrer eigenen Spezialisierung entspre-
chend, taucht verständlicherweise stän-
dig der „Kosten-Faktor“ auf. Nach unserer 
Sicht jedoch, - ein Totschlag-Argument,  
- ein ‚Basedrum‘ : 
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Zur gelungenen Lichtinstallation treten 
keine alternativen Melodienbögen ! 
Alle großprächtigen Aufmacher des 
BraWo-Parks werden nicht umgesetzt : 
z.B. 
- „kreative Stadtentwicklung zum Wohle 
der Allgemeinheit“,  
- „stadträumliche Integration in die 
Nachbarschaft“; 
- „neue Impulse für das Quartier rund 
um den Hauptbahnhof“. 


 


/ Stattdessen wird den Bürgern ein- Rad-
Fuß-Weg angeboten ...: Mitten durch 
Parkreihen-Einfahrten und eine LKW-
Schwerlast-Zufahrt. 
- Eine alltagsferne Kreation, als ständiges 


Ärgernis für Pkw-, wie Rad-Fahrer. 
- Eine allen Verkehrserkenntnissen wi-


dersprechende Planung 
- Eine „Eulenspiegelei“ mit einer Park-


platz-Verminderung auf der Nordseite, 
die den Bürgern für die Südseite, zur 
Nutzung des Postgleises, verweigert 
wird ? 


 


 


/ Gesellschaftlich motivierte Kreativität 
haben Sie beim ‚Gleisausbau Holzmoor‘ 
gezeigt........., 


- hat das nicht zu einer breiten Anerken-
nung geführt? 


 


 


/ Beinhaltet der Postgleisausbau mit einer 
Integration der Hotel Tagungsgäste, 
- wie auch die Nahmobilität der Bürger 


des Quartiers, des Westermann Ver-
lags, Marienstift und Christophorus-
Schule keinen Wert in der Gegenüber-
stellung zu den Kosten ? 


 


 


/ Ob Sie sich wohl vorstellen können, 
welche Auswirkungen Ihr Wert-Begriff auf 
die Motivation der Mitarbeiter der städti-
schen Ämter hat? 
- Diese müssen, gegen ihr eigenes Wis-


sen und Können, z.B. mit „Kosten“ für 
Stützwände, ( welche auch bei der der-
zeitigen Planung errichtet werden) ge-
genüber den Bürgervertretern im Rat 
auftreten; 


- Die städtischen Mitarbeiter ‚arrangieren‘ 
unter von Ihnen vorgegebenem Zeit-
druck, Terminüberlagerungen bei der 
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Bürgerbeteiligung zum F-Plan: Mitglie-
der des zuständigen Bezirksrates wer-
den dadurch behindert ihre Anregungen 
vorzutragen; („Qualität geht vor Zeit“ 
steht in Ihrer ‚Home‘)  


- Verantwortliche Abteilungsleiter veran-
lassen „versehentlich“ Protokoll-Kürzun-
gen (lt. Planungsausschuss 10.4. 13) 
von denen der Protokollant nichts weiß 
und bei denen wesentlich Aussagen des 
Stadtplanungsamtes 61 gestrichen wur-
den, - und so gekürzt den Ratsmitglie-
der übermittelt wurden!? 


 


- Nachdem im November 2012 noch von 
einer „städtebaulichen Chance“ ge-
schrieben wurde, musste sich am 
12.3.13 der Dezernent schriftlich vom 
Postgleisausbau verabschieden: „Auf-
grund sehr hoher Kosten“ wegen entfal-
lender Parkplätze,..... nach einem Ge-
spräch mit der BraWoPark GmbH. 


 


 


Frage : Haben diese Vorgänge etwas mit 
den Werten „Fairness und Solida-
rität“ zu tun, denen die Volksbank 
sich „verpflichtet“ fühlt, wie Sie in 
Ihrer genossenschaftlichen 
Selbstdarstellung kund tun ? 


 


 


Ist mit einem „BraWoPark - Nachbar-
schaftsweg“ kein Staat zu machen ? 
 


 


P.S. Mit der Melodie: „Begeistert Euch“, 
geht das bs-forum an die Öffentlichkeit. 
 


 


Wie den Mitarbeitern der Volksbank beim 
‚IHK Transferpreis 2013‘, geht es dem bs-
forum um ein „soziales Engagement“, für 
eine alltägliche Kfz-freie Bewegungsmög-
lichkeit von Schülern, Werktätigen und 
Anliegern; … … zur vorhandenen Pla-
nung, - (k)ein preiswürdiger Kontrast? 
 


 


 Zunächst ist die interne Erschließung des 
Gebietes, aber auch die weiterreichende 
Radverkehrsverbindung nicht Gegen-
stand der Flächennutzungsplanänderung. 
Der Flächennutzungsplan der Stadt 
Braunschweig im Maßstab 1:15.000 er-
laubt keine derart detaillierten Darstellun-
gen.  
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Dies vorangestellt kann aufgrund des 
fortgeschrittenen Planungsstadiums der 
verbindlichen Bauleitplanung Folgendes 
ergänzt werden: 
Die Fußgänger- und Radfahrersituation 
wird in der verbindlichen Bauleitplanung 
berücksichtigt. Kostenfaktoren sind je-
doch weder in der vorbereitenden noch in 
der verbindlichen Bauleitplanung Inhalt 
der Pläne. 
Das Plangebiet war bisher für den Fuß-
gänger- und Radfahrerverkehr nicht zu-
gänglich. Durch die Beplanung der auf-
gegebenen Flächen des Postareals er-
folgt erstmalig eine Öffnung der Flächen 
für die Bevölkerung. Dabei ist eine Ab-
wägung zwischen der beabsichtigten 
Nutzung (Gewerbegebiet mit vorrangiger 
Büronutzung und Einzelhandel) und der 
Erschließung des Areals durch Fuß- und 
Radwege erfolgt, die zu dem im Bebau-
ungsplan vorliegendem Entwurfsergebnis 
führt.  
Unbenommen von der Planung besteht 
weiterhin das Fuß- und Radwegenetz 
entlang der öffentlichen Straßen. 
Der geplante Postgleisweg ist auch wei-
terhin Bestandteil der städtischen Pla-
nung. Er erhält einen Anschluss von der 
Rietschel- und der Mentestraße. Dadurch 
erfolgt der direkte Anschluss über das 
Wohnquartier mit Verknüpfung an das 
öffentliche Rad- und Fußwegenetz mit 
den anschließenden Wohnquartieren und 
öffentlichen Einrichtungen. 
Die Öffnung des Pakettunnels erfolgt 
gem. Rahmenkonzept vorrangig, um eine 
Anbindung des Ringgleisweges und der 
Wohnquartiere im Bereich der Ackerstra-
ße an die Innenstadt zu schaffen. In die-
sem Zusammenhang wurde auch die Ein-
richtung einer neuen Querung des Berli-
ner Platzes vor der „Toblerone“ geprüft.  
Die angesprochene Terminüberlagerung 
war unglücklich. Eine Entzerrung wäre 
wünschenswert gewesen. Jedoch besteht 
hierfür keine rechtliche Verpflichtung für 
die Stadt.  
Im Rahmen der Vorbereitung der öffentli-
chen Auslegung für die Änderung des 
Flächennutzungsplanes und die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes wurde der 
aktuelle Stand der Bearbeitung des Pro-
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jektes dem Stadtbezirksrat persönlich 
durch das Büro Schwerdt und eine Ver-
treterin der Stadt vorgestellt, um hier ggf. 
noch Änderungswünsche einzubringen.  
Von dem Protokoll der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung ist versehentlich 
ein Zwischenstand ins Ratsinformations-
system eingestellt worden. Mittlerweile 
wurde die überarbeitete Endfassung ver-
öffentlicht, die noch um an dem Termin 
gestellte Fragen ergänzt wurde. 
 
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregungen wurden zur Kenntnis 
genommen, die Planung bleibt unverän-
dert. 
 


Stellungnahme Nr. D2 
 
Schreiben des bs-forum für bürger-
nahe Stadtplanung 
  
 


27.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Sehr geehrte Damen und Herren,  
als Bürger, sowie als Mitglied des bs-
forum für bürgernahe Stadtplanung e.V. 
übermittele ich Ihnen mehrere Gesichts-
punkte zum o.g. Vorgang. 
 


 


I. Lt. BBauG § 140 fällt die Vorbereitung 
einer Sanierung in den Aufgabenbereich 
der Gemeinde. Dieses betrifft auch die 
vorbereitenden Untersuchungen zur o. 
g. Planänderung. Vorhanden ist ein 
Umweltbericht mit folgenden Inhalten: 


 


 


- Bautätigkeit fand vor der Kartierung 
statt, 


- somit war keine Biotoptypen-
Untersuchung möglich. 


- Gleisanlagen stellen einen potentiellen 
Standort für Magerrasen dar. 


- Sandmagerrasen zählt zu den gesetz-
lich geschützten Biotopen. 


 


 


Folgerung: Das Baudezernat hat seine 
gesetzlich vorgeschriebene 
Aufgabe nicht erfüllt, um 
geschützte Biotope zu er-
mitteln und daraus die pla-
nerischen Aufgaben zu ver-
folgen. 
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Il. Das Bundesministerium für Familie, 


Senioren, Frauen u. Jugend hat an die 
Verwaltungen den Auftrag erteilt : 
Gender-Wertvorstellungen = Ge-
schlechtersensible Folgeabschätzun-
gen, schon in der Konzeptionsphase 
im F-Plan einzubringen und zu berück-
sichtigen. 
Vorhanden sind: 


 


 


a) Das Gleichstellungsreferat FB 105 der 
Stadt Braunschweig;  


 hat am 10.5.12 eine Fachtagung „Ver-
kehrsplanung mit Zukunft : -älter, bun-
ter, weiblicher“ abgehalten, - unter Be-
teiligung des Baudezernenten. 
lm Planungs- u. Umweltausschuss am 
10.4.13 beeinflusst derselbe Baude-
zernent die Ratsmitglieder dahinge-
hend, dem Antrag: „Quartiersübergrei-
fende Netzergänzung für Fußgänger u. 
Radfahrer ...“ nicht zuzustimmen! 


 


 


Folge:  Mit der Auslegung der o.g. Ände-
rung am 29.4.13 stehen lt. Ver-
kehrsgutachten nur Fuß- und 
Rad-Wege Verbindungen nach 
Norden und Westen für eine 
quartiersverbindende, geschlech-
tersensible Folgenabschätzung 
zur Verfügung; eine „menschen-
würdige Umweltgestaltung“ in die 
Süd- und Ost-Quartiere (Schule) 
wird von der Verwaltung aus Pla-
nungs-Zeit-Gründen („vor und zu-
rück springen“) abgelehnt. 


 


 


b) Persönliche Nachfrage des bs-forum 
beim Gleichstellungsreferat am 7.5.13: 


 Hat das Referat eine Bewertung/ Ge-
wichtung zu o. g. F-Plan abgegeben ? 


 Antwort, nach Rückfrage bei der Refe-
ratsleiterin: „Nein, -wegen gestrichener 
Mitarbeiterlnnen-Stellen“ 


 Ergebnis: Das Referat 105 war folglich 
nicht an der Abwägung der Entschei-
dung des FB 61 beteiligt -die Kfz-freie 
Nahmobilität nach Osten nicht weiter 
zu verfolgen. 


 (Der zuständige Abteilungsleiter am 
10.4.13 ‚sinngemäß‘: ‚Die Option Post-
gleis soll nicht mehr durchgeführt wer-
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den‘.) 
 
 
III. Schriftliche und mündliche Beiträge 


von Verwaltungsmitarbeitern bzgl. o.g. 
Änderung 


 


 


a) Ergebnis eines Gespräches des 
Grünflächenamtes mit der BraWoPark 
GmbH: 
Schriftliche Auslassung am 6.2.13 im 
Planungs-u. Umweltausschuss / gez. 
Stegemann: 


 


 


- (Bei nördl. Verschiebung um 5 Meter) 
- es werden Umplanungen erforder-
lich 


- für entfallende Parkplatzreihen, müs-
sen neue bauliche Lösungen gefun-
den werden 


- daraus sind „sehr hohe Kosten“ zu 
erwarten. 


- Auf diesem Abschnitt des Postgleises 
ist die Stadt von ihrer ursprünglichen 
Zielstellung abgerückt . 


 


 


b) Am 10.4. 13 mündlich im Planungs-u. 
Umweltausschuss : 


 


 


- die Option Postgleis soll nicht mehr 
durchgeführt werden ( Abteilungslei-
ter ) 


- es entstehen hohe Kosten wegen 
Stützmauern (Planer P.) 


- die aktuelle Planung müsste verän-
dert werden (Planer P.) 


- schon 2 Monate in der Planung fort-
geschritten, wir können nicht dauernd 
vor u. zurück springen. 
(Baudezernent ) 


- man kann über das Parkplatzgebiet 
einen Radweg legen und an der 
nordöstlichen Ecke an das Postgleis 
anschließen. (Baudezernent) 


 


 


c) Feststellung des bs-forum : 
 Die hier angesprochenen Planungen 


und möglichen Umplanungen befinden 
sich in der Phase der intensiven Betei-
ligung der Öffentlichkeit, um eine dem 
Wohle der Allgemeinheit dienende so-
zialgerechte Bodennutzung mit einer 
menschenwürdigen Umwelt zu si-
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chern. --- An diesem Zeitpunkt und 
dieser Zielstellung zum Zwecke der 
Entwicklung der Stadt müssen die o.g. 
Aussagen der Verwalter gewichtet 
werden. 


 
Ergebnis: Die Beurteilung und Entschei-


dung über eine Verschiebung 
der Bebauung um 5 Meter 
nach Norden durch die Rats-
mitglieder, wird mit unsachli-
chen, unlogischen und emoti-
onalisierenden Argumenten 
durch die Verwaltungsmitarbei-
ter beeinflusst: 


 
 


 


a) Für entfallende Parkplatzreihen kön-
nen keine „sehr hohen Kosten“ entste-
hen. 


 


 


b) Es entstehen auch keine „hohen Kos-
ten“ wegen der „Errichtung von Stütz-
mauern“, da diese Stützmauern auch 
bei der jetzigen Planung errichtet wer-
den müssen. (Bei einem Gespräch des 
bs-forum mit dem Projektentwickler am 
12.4 2013) 


 


 


c) Das Argument eines „dauernden vor u. 
zurück springen“ beruht entweder auf 
einem einäugigen, erstarrten Pla-
nungsverständnis, - oder einer gezielt 
emotionalisierenden Beeinflussung 
von Entscheidungsträgern. 
Zum jetzigen Zeitpunkt der Auslegung 
des F-Planes und damit der Beteili-
gung der Öffentlichkeit, muss jederzeit 
eine Umplanung aufgrund von Anre-
gungen möglich sein, 
-  denn den Aspekt des Zeitdrucks, 


stellt der Investor völlig außer Fra-
ge, 


-  in seiner Home heißt es: „Qualität 
geht vor Zeit“. 


 


 


d) Ein Verkehrsexperte, der einen Fuß-
Radweg, welcher der Nahmobilität der 
umgebenden Quartiere dienen soll (Mit 
Kindern und Jugendlichen auf dem 
Weg zur, - und von der Schule), --- 
über einen Großparkplatz mit den 
Querungen von 6 Parkstreifen- Zufahr-
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ten, sowie einer Großgaragen-Rampen 
Zu- und Ausfahrt, sowie einer Schwer-
last-Lkw-Verkehr An u. Abfahrt legen 
will, - kann nur mit realitätsfernem 
Spezialisten-Wissen etwas im Sinn 
haben … 


 
Fazit: Nun tauchen für die nördlich des 


Baumarktes „entfallenden Park-
platzreihen“ keine „sehr hohen 
Kosten“-Argumente auf... -Eine 
Eulenspiegelei die zur Unterhal-
tung der Ratsgremien beiträgt ? -
Das bs-forum bittet die Verwaltung 
zur Ernsthaftigkeit und Glaubwür-
digkeit zurückzukehren. 


 


 


V. Die Verwaltungsmitarbeiter haben 
auch soziale Aspekte/ Argumente ei-
ner F-Planänderung zu beachten und 
vorzutragen , 
/ noch dazu, wenn parallel ein Vorha-
ben bezogener Bebauungsplan erstellt 
wird und dessen Fortentwicklung von 
der Verwaltung als Zeitargument be-
nutzt wird, um Planungsergänzungsan-
träge von Ratsmitgliedern argumenta-
tiv abzulehnen; 
(BLBS-Antrag am 10 4.13 / Der Bau-
dezernent: „Wir sind schon zwei Mona-
te in der Planung voran geschritten“) 


Ratsmitglieder wollen und sollen ei-
ne ausgewogene Entscheidung tref-
fen können! 


 


 


/ Die Vorlage einer von 5 Seiten auf 
2,5 Seiten gekürzten Niederschrift der 
„frühzeitigen Bürgerbeteiligung“ vom 
12. Dez. 2012, bei der Planungs- und 
Umwelt-Ausschuss-Sitzung am 
10.4.13 durch die Verwaltung, mit der 
Streichung wesentlicher Aussagen 
zum „Rahmenplan Hbf. und Umfeld“ 
mit Pakettunnel-Durchstich und zum 
Postgleis, grenzt schon an ein 'Hinters 
Licht führen‘ der Ratsmitglieder. 


 


 


Die deutliche Aussage des Braun-
schweiger Verwaltungsgerichtes lautet, 
(BZ, 26.4.2013):  
„Die Verwaltung hat dem Rat zu die-
nen“ 
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/ Die Ernsthaftigkeit der bürgerlichen 
Ratsarbeit wird auch durch die Aussa-
gen des Projekt-Entwicklers der Volks-
bank BraWo eG. und deren nicht er-
kennbaren zukünftigen Umsetzung un-
terlaufen. 


 


 


In der Home der BraWoPark GmbH 
heißt es. „Unser Anspruch an die Pro-
jektentwicklung“  
- „kreative Stadtentwicklung zum Woh-


le der Allgemeinheit“ 
- „stadträumliche Integration in die 


Nachbarschaft“ 
- „neue Impulse für das Quartier rund 


um den Hauptbahnhof“ 
 


Der Nicht-Umsetzungswille dieser An-
sprüche ist an den Aussagen und der 
Darstellung der „Ansicht des Fachmarkt-
zentrums & Hotels“ von den Bahnsteigen 
aus, erkennbar. (s. Anlage) 
 


 


Auch der Vorschlag, -in einem Gespräch 
im Büro des Projektentwicklers mit Mit-
gliedern des bs-forum, den Quartier-
verbindenden Radweg über die KZ-
Gedenkstätte am Schilldenkmal zu führen 
..spricht lediglich für die ausgerufene 
„Hohe Transparenz im weiteren Prozess“, 
- jedoch nicht für eine „Städtebauliche 
Verantwortung“; -ganz zu schweigen von 
den angekündigten „hochwertigen Grün-
flächen“, die mit dem bürgereigenen Vie-
wegsgarten, der Grünanlage des Schill-
denkmals und den Baumreihen des Ber-
liner Platzes dargestellt werden. 
 


 


 Wie schon zur Stellungnahme D 1 ausge-
führt ist die interne Erschließung des Ge-
bietes, aber auch die weiterreichende 
Radverkehrsverbindung nicht Gegen-
stand der Flächennutzungsplanänderung. 
Der Flächennutzungsplan der Stadt 
Braunschweig im Maßstab 1:15.000 er-
laubt keine derart detaillierten Darstellun-
gen und stellt dementsprechend auch 
keine Lage von Radverkehrswegen dar. 
Die Prüfung der unmittelbaren Wegever-
bindungen erfolgt auf der Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung. Großräumige 
Konzepte können nur im Rahmen von 
Rahmenkonzepte, Verkehrswegeplanun-
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gen, etc. vorbereitet werden. 
 
Zu I.: Die Stadt beabsichtigt für diesen 
Bereich keine Sanierungssatzung gem. 
§ 140 BauGB zu fassen, sondern gem. 
§ 12 BauGB einen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan aufzustellen. 
 
Dies vorangestellt kann aufgrund des 
fortgeschrittenen Planungsstadiums der 
verbindlichen Bauleitplanung Folgendes 
ergänzt werden, auch wenn es nicht Ge-
genstand der Flächennutzungsplanände-
rung ist: 
Zum Zeitpunkt der Biotoptypenkartierung 
war bereits der naturschutzfachlich 
hochwertige Bereich der Flächen in un-
mittelbarer Nähe der Gleisanlagen abge-
räumt. Insofern wurde anhand der ver-
bliebenen Vegetation und der Auswer-
tung alter Luftbilder rekonstruiert, welche 
Biotoptypen vor der Entfernung der 
Wuchsschicht vorgelegen haben könn-
ten. Dabei geht die durch ein Fachbüro 
vorgenommene Potentialabschätzung 
von einem „worst case“-Szenario aus, 
insofern wurde ein Sandmagerrasen als 
geschütztes Biotop angenommen und in 
die Eingriffsbilanz eingestellt.  
Durch diese Vorgehensweise resultiert i. 
d. R. ein höheres Ausgleichserfordernis 
als bei einer Kartierung des Bestandes 
erforderlich geworden wäre. Grundsätz-
lich abgeklärt wurde, dass eine Befrei-
ungslage von den Verboten des § 30 
BNatSchG vorliegt. 
Da die Verbotstatbestände des § 30 
BNatSchG unmittelbar und unabhängig 
von Eigentumsverhältnissen sind, sind 
diese per se geschützt. Insofern bestand 
kein Handlungserfordernis für einzelne 
Dezernate. Die weitergehende Eingriffsbi-
lanzierung ist im Rahmen des parallel 
aufgestellten Bebauungsplanes erarbeitet 
worden. 
 
Das Plangebiet war bisher für den Fuß-
gänger- und Radfahrerverkehr nicht zu-
gängig. Durch die Beplanung der aufge-
gebenen Flächen des Postareals erfolgt 
erstmalig eine Öffnung der Flächen für 
die Bevölkerung. Dabei ist eine Abwä-
gung zwischen der beabsichtigten Nut-







- 12 - 


 


zung und der Führung des Fuß- und 
Radweges durch das Gelände erfolgt, die 
zu vorliegendem Ergebnis führt. Unbe-
nommen von der vorliegenden Planung 
besteht weiterhin die Planungsabsicht der 
Nutzung vom Pakettunnel und Postgleis-
weg unter Einbeziehung des Fuß- und 
Radwegenetz entlang der öffentlichen 
Straßen. 
Die Querung des Plangebietes dient der 
inneren Erschließung und der Verbindung 
zwischen Bahnhofsvorplatz und Schill-
straße für die Öffentlichkeit. Weiterhin 
stehen die Fuß- und Radwege entlang 
des Berliner Platzes und der Schillstraße 
zur Verfügung. 
Eine Vertiefung der Fuß- und Radwege-
führung sowie entstehende Kosten sind 
nicht Gegenstand der vorbereitenden 
Bauleitplanung. 
Die angesprochene Terminüberlagerung 
war unglücklich. Eine Entzerrung wäre 
wünschenswert gewesen. Jedoch besteht 
hierfür keine rechtliche Verpflichtung für 
die Stadt.  
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
gem. § 3 (1) BauGB ist fristgerecht in der 
Braunschweiger Zeitung bekannt ge-
macht worden und hat an dem angekün-
digten Termin stattgefunden. Die Be-
gründung wird nicht überarbeitet. 
Von dem Protokoll der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung ist versehentlich 
ein Zwischenstand ins Ratsinformations-
system eingestellt worden. Mittlerweile 
wurde die überarbeitete Endfassung ver-
öffentlicht, die noch um an dem Termin 
gestellte Fragen ergänzt wurde. 
Die ins Detail gehenden Fragestellungen 
zu Kosten, dem ruhenden Verkehr, 
Stützmauern etc. sind nicht Bestandteil 
der vorbereitenden Bauleitplanung. 
Das Hotel ist nie Bestandteil des Flä-
chennutzungsplans gewesen, da hier 
eine Genehmigungslage nach § 34 
BauGB besteht. Daher ist das Hotel auch 
nicht i. R. der verbindlichen Bauleitpla-
nung beplant worden. Für Hotelplanun-
gen gibt es keine regionalplanerisch ab-
zustimmenden Belange, die durch den 
Zweckverband Großraum Braunschweig 
zu vertreten wären. 
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Richtig ist, dass es eine Verträglichkeits-
prüfung mit der Raumordnung in Bezug 
auf den Einzelhandel gegeben hat. Mit 
Schreiben vom 18.02.2013 hat der 
Zweckverband Großraum Braunschweig 
festgestellt, dass das Vorhaben den 
Grundsätzen und Zielen der Raumord-
nung entspricht. 
Durch die vorliegende Planung erfolgt 
eine Öffnung des ehemaligen Postareals 
für die Bevölkerung unter gleichzeitiger 
Integration der Fläche in das städtebauli-
che Gefüge. 
 
Vorschlag der Verwaltung: 
Nach Abwägung aller Belange unter- und 
gegeneinander wird festgestellt, dass die 
Vorgaben des Baugesetzbuches einge-
halten sind. Den Hinweisen wird nicht 
gefolgt. 
 
 


Stellungnahme Nr. D3 
 


 
 


23.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
hiermit erhebe ich Einspruch gegen die 
103. Änderung des Flächennutzungs-
plans „Berliner Platz-Nordost“ und bringe 
zu folgenden Punkten der ausgelegten 
Pläne, Gutachten, Expertisen etc. 
Stellungnahmen ein: 
 


 


1. Das eisenbahnrechtliche Entwid-
mungsverfahren ist in den öffentlich 
ausgelegten Plänen nicht enthalten / 
dokumentiert. Der Ratsbeschluss vom 
29.11.2010 (Ds. 13934/10) hatte dies 
aber gefordert. 


 


 


2. Die im Ratsbeschluss von 2010 gefor-
derte, bessere Anbindung von Fuß-
gängern und Radfahrern wurde zwar 
im Rahmenplan 2011 für das Bahn-
hofsumfeld mit einer parallel zu den 
Gleisen und durch den Pakettunnel 
hindurchführenden „quartiersübergrei-
fende Netzverbindung für Fußgänger 
und Radfahrer“ verankert, dann aber 
plötzlich Ende Dezember 2012 aus 
den Planungen herausgenommen. Im 
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nun vorgelegten Verkehrsgutachten 
des WVI Wermuth finden sich Unter-
suchungen zur besseren Anbindung 
für Fußgänger und Radfahrer über den 
vorderen Teil des Geländes, aber nicht 
mehr zur hinteren Anbindung. Insofern 
ist das Verkehrsgutachten hier unvoll-
ständig und muss ergänzt werden. 


 


3. Die zukünftige Verkehrsführung der 
Schillstraße wurde nicht hinreichend 
geprüft: die prognostizierten Stufen der 
Verkehrsqualität gemäß HBS für die 
zwei Fälle P1 und P1* sind mit nicht 
hinreichend belegten Modellen und 
Zahlen hinterlegt. Die Prognose ge-
nügt nicht den vom Gutachter selbst 
mit aufgestellten „Empfehlungen für 
Verkehrserhebungen (EVE)“ der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen. Insofern können diese 
Verkehrsgutachten mit Handlungsemp-
fehlungen zur Realisierung nicht her-
angezogen werden. Zudem wurde den 
politischen Gremien, die über die Aus-
legung des Flächennutzungsplans ent-
scheiden sollten, nur das Fazit des 
Gutachtens P1 (ohne die Verlagerung 
der Verkehrsströme durch Verkehrsbe-
ruhigung auf der Helmstedter Str. auf 
die Schillstraße) vorgelegt- und dies 
nur mit der Annahme, dass die B1 auf 
die Schillstraße verlagert werden soll-
te. Im nun der Öffentlichkeit vorgeleg-
ten Gutachten P1 wie auch P1* fehlen 
jegliche Angaben zur zukünftigen Füh-
rung der B1. Unklar bleibt die zukünfti-
ge Führung der B1: ein ursprünglich 
den Gremien vorgelegter Beschluss 
zur Abstufung (Ds.15959/13) sollte im 
Bauausschuss am 14.05.2013 ent-
schieden werden – die Beschlussvor-
lage wurde aber ohne die Angabe von 
Gründen nicht mehr auf die Tagesord-
nung genommen. Die politischen Gre-
mien haben somit über etwas anderes 
abgestimmt als der Öffentlichkeit nun 
vorgelegt wurde. Insofern ist auch hier 
die 103. Flächennutzungsplanände-
rung zu überarbeiten. Der Beschluss 
über die Auslegung muss unter den 
neuen Voraussetzungen der neuen 
Gutachten und mit der Prämisse meh-
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rerer Alternativen erneut erfolgen. 
 


4. Die frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit ist nicht korrekt durchgeführt 
worden: die vorgeschriebene Bürger-
Informationsveranstaltung fand in zu 
kleinem Kreise, da absichtlich parallel 
zu einer im gleichen Stadtbezirk statt-
findenden wichtigen Bezirksratssitzung 
(Umbenennung des Berliner Platzes in 
Willy-Brandt-Platz) angesetzt, statt. 
Dies hat der Bezirksrat Viewegsgarten 
/ Bebelhof in seiner Sitzung am 
08.04.2013 im Protokoll schriftlich fi-
xiert kritisiert. Über die Veranstaltung 
am 12.12. 2012 wurde zudem ein fal-
sches Protokoll gefertigt - das korrekte 
Protokoll, den politischen Gremien zu-
nächst vorgelegt, wurde dann aber im 
Ratsinformationssystem der Stadt ge-
löscht. Insofern ist der Satz im Verfah-
rensablauf (S. 20 der Begründung), die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlich-
keit habe stattgefunden, eine bloße 
Behauptung, die nicht korrekt belegbar 
ist. Die Begründung der 103. Flächen-
nutzungsplanänderung ist insofern zu 
überarbeiten. Der Satz ist herauszu-
streichen. 


 


 


5. Die Herausnahme des Hotel-Projekts 
aus dem Flächennutzungsplan und 
auch schon die Ankündigung, dass der 
Bebauungsplan später ohne das Hotel-
Projekt erfolgen soll, hätte ein Raum-
ordnungsverfahren des ZGBs erfor-
dert. Zudem ist das Hotel in sämtlichen 
Veröffentlichungen des Investors bei 
der Realisierung des BraWo-Parks 
grundlegender Bestandteil des Pro-
jekts. Insofern muss der 103. Flächen-
nutzungsplan überarbeitet und entwe-
der mit der Einbeziehung des Hotel-
Projekts zusammen später erneut vor-
gelegt werden oder der ZGB hat zu-
nächst ein Raumordnungsverfahren 
durchzuführen. 


 


 


Alle genannten Aspekte/ Fehler/ Unzu-
länglichkeiten führen dazu, dass die 
103. Flächennutzungsplanänderung „Ber-
liner Platz Nord-Ost“ zurückgezogen bzw. 
zumindest überarbeitet und später erneut 
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vorgelegt werden muss. 
 


 Zu 1. 
Das eisenbahnrechtliche Entwidmungs-
verfahren ist nicht Bestandteil der kom-
munalen Bauleitplanung und kann inso-
fern auch nicht in einem Bauleitplanver-
fahren enthalten sein oder dokumentiert 
werden.  
Da die Bauleitplanung in jedem Fall erst 
nach Entwidmung der Flächen rechts-
wirksam werden kann, ist eine Überlage-
rung von Eisenbahn- und Planungsrecht 
in jedem Fall ausgeschlossen.  
Der Ratsbeschluss vom 29.11.2010 for-
dert auch nicht, wie behauptet, dass die-
ses Verfahren im Rahmen der Bauleit-
planung hätte dokumentiert werden sol-
len. 
Ungeachtet dessen kann Folgendes mit-
geteilt werden:  
Mit Schreiben vom 01.07.2011 wird die 
Freistellung der Bahnanlagen bestätigt. 
Durch die Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken endet die Eigenschaft als Be-
triebsanlage einer Eisenbahn mit der Fol-
ge, dass die Fläche aus dem eisenbahn-
rechtlichen Fachplanungsprivileg entlas-
sen wird und damit der Planungshoheit 
der kommunalen Bauleitplanung unter-
liegt.  
 
Zu 2. 
Wie schon unter D 1 und D 2 angeführt 
ist die Fuß-  und Radverkehrsführung im 
und durch das Gebiet nicht Gegenstand 
der Flächennutzungsplanänderung, da 
der Flächennutzungsplan zu diesen Pla-
nungen keine Aussage trifft. 
Weitere Ausführungen dazu s. D1 und 
D 2. 
 
Zu 3. Der Flächennutzungsplan der Stadt 
Braunschweig stellt die nördlich des 
Plangebietes liegende Schillstraße und 
den Berliner Platz als „Trassen für örtli-
che und überörtliche Hauptverkehrsstra-
ßen“ dar.  
Die Lage der Sonderbaufläche „Einzel-
handel“ an solchen Hauptverkehrsstra-
ßen ist die grundsätzliche verkehrliche 
Aussage, die die 103. Flächennutzungs-
planänderung trifft. 
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Der Vorabzug des Verkehrsgutachtens 
wurde zwar als weiterführende Informati-
on der Planung zugrunde gelegt, detail-
liertere Verkehrsaussagen als die oben 
beschriebene werden jedoch auf Ebene 
der Flächennutzungsplanebene nicht ge-
troffen. 
Dies vorausgeschickt kann aufgrund der 
schon weiter vorangeschrittenen verbind-
lichen Bauleitplanung folgende, für die 
103. Änderung des Flächennutzungspla-
nes nicht erhebliche Beantwortung er-
gänzt werden: 
Das Gutachten wurde von einem Fachbü-
ro für Verkehrsplanung erstellt. Dem Gut-
achten liegt belastbares Datenmaterial 
zugrunde. 
Es wurden zwei Planfälle untersucht. 
Hierbei handelt es sich zum einen um die 
Verkehrsauswirkungen des Vorhabens 
unter Beibehaltung des vorhandenen 
Verkehrssystemes (P1*-Fall), zum ande-
ren unter Berücksichtigung der städti-
schen Absicht, die Verkehre im Bereich 
Helmstedter Straße/ Georg-Westermann-
Allee/ Leonhardstraße sowie Schillstraße 
neu zu ordnen (P1-Fall). Zugleich wurden 
die resultierenden schalltechnischen 
Auswirkungen untersucht. 
Beide Planfälle sowie deren Auswirkun-
gen sind umfänglich in den Unterlagen 
zum Bebauungsplan beschrieben. 
 
 Zu 4. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbetei-
ligung gem. § 3 (1) BauGB ist fristgerecht 
in der Braunschweiger Zeitung bekannt 
gemacht worden. 
Die angesprochene Terminüberlagerung 
war unbeabsichtigt und unglücklich. Eine 
Entzerrung wäre wünschenswert gewe-
sen. Es besteht jedoch keine rechtliche 
Verpflichtung diese Veranstaltungen nicht 
zeitgleich durchzuführen..  
Von dem Protokoll der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung ist versehentlich 
ein Zwischenstand ins Ratsinformations-
system eingestellt worden. Mittlerweile 
wurde die überarbeitete Endfassung ver-
öffentlicht, die noch um an dem Termin 
gestellte Fragen ergänzt wurde. 
 
Zu 5. Das Hotel ist nie Bestandteil des 
Flächennutzungsplans gewesen, da hier 
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eine Genehmigungslage nach § 34 
BauGB besteht. Daher ist das Hotel auch 
nicht im Rahmen der vorbereitenden 
Bauleitplanung beplant worden.  
Ein Raumordnungsverfahren ist für die-
ses Vorhaben nicht erforderlich.  
 
Vorschlag der Verwaltung: 
Die Begründung wird um eine Passage 
zur Entwidmung der eisenbahnrechtli-
chen Flächen ergänzt. 
Da die aufgeführten Punkte entweder 
nicht für die Maßstabsebene des Flä-
chennutzungsplanes relevant oder inhalt-
lich nicht korrekt sind, wird den weiteren 
Anregungen und Bedenken nicht gefolgt. 
 
 


Stellungnahme Nr. D4 
 


 
23.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
hiermit erhebe ich Einspruch gegen die 
103. Änderung des Flächennutzungs-
plans „Berliner Platz-Nordost“ und bringe 
zu folgenden Punkten der ausgelegten 
Pläne, Gutachten, Expertisen etc. Stel-
lungnahmen ein: 
 


 


1. Das Vorhaben ist nicht vereinbar mit 
dem derzeit geltenden Zentrenkonzept 
Einzelhandel der Stadt Braunschweig. 
Im Ratsbeschluss vom 29.11.2010 
(Ds. 13934/10) wurde die Zustimmung 
damit verbunden, das Zentrenkonzept 
vor dem Hintergrund einer weiteren 
großflächigen Ansiedlung von Einzel-
handel im künftigen „BraWo-Park“ fort-
zuschreiben. Dies ist bis heute nicht 
geschehen. Für eine fundierte Planung 
für ein für Braunschweig so bedeutsa-
mes Projekt ist eine solche Fortschrei-
bung fundamental wichtig. Erst nach 
einer Aktualisierung des Zentrenkon-
zepts kann die weitere Planung mit 
konkreten Flächennutzungsplanände-
rungen erfolgen. 


 


 Das Gutachten der GfK hält im Fazit 
auf S. 76 explizit fest, dass das Projekt 
„BraWo-Park“ „derzeit in keiner der 
entsprechenden Analysen oder Berich-
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te berücksichtigt wurde“. Diese sind: 
Zentrenkonzept Einzelhandel der Stadt 
Braunschweig, Standortkonzept zent-
rale Versorgungsbereiche, Regionales 
Einzelhandelsentwicklungskonzept 
Großraum Braunschweig, LROP 2008 
und RROP 2008. Zudem wurden diese 
Konzepte nicht in der ausgelegten Be-
gründung zur Flächennutzungsplanän-
derung berücksichtigt. Sie hätten unter 
als planerische Vorgaben unter Punkt 
4.3 berücksichtigt werden müssen, wie 
es der Ratsbeschluss aus 2010 vor-
sieht. Insofern ist die 
103. Flächennutzungsplanänderung 
hier unvollständig. Erst nach Fort-
schreibung der Konzepte darf erneut 
ausgelegt werden. Eine Berücksichti-
gung dieser Konzepte hätte vor der 
Vorlage des Flächennutzungsplans er-
folgen müssen und darf nicht nachträg-
lich durch Aktualisierung „geheilt“ wer-
den. Die Gutachter der GfK kommen 
zum Schluss, dass der innerstädtische 
Einzelhandel mit „vergleichsweise ge-
ringen und verkraftbaren Auswirkun-
gen“ zu rechnen hat. Dies ist ange-
sichts der angespannten Lage des in-
nerstädtischen Einzelhandels schon zu 
viel: durch Realisierung des BraWo-
Parks können nicht alle innerstädti-
schen Einzelhändler überleben. 


 


2. Der Zweckverband Großraum Braun-
schweig (ZGB) hat offenbar auf ein 
Raumordnungsverfahren (ROV) ver-
zichtet. In der öffentlichen Auslegung 
findet sich keine offizielle Begründung 
des ZGBs selbst. Der Verzicht auf ein 
ROV ohne Stellungnahme des ZGBs 
ist fragwürdig. 


 


 


3. Die 103. Flächennutzungsplanände-
rung ist weder anwohner- noch um-
weltverträglich, wie aus den Gutachten 
deutlich hervorgeht: die Anwohner der 
Schillstraße haben mit einer Verdoppe-
lung des Verkehrsaufkommens zu 
rechnen. Auch die Umweltbedingun-
gen werden sich verschlechtern. 


 


 


4. Die unter Punkt 4.3. genannte Schall-
technische Untersuchung ist nicht 
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ausgelegt worden, aber Bestandteil 
der 103. Flächennutzungsplanände-
rung. Insofern muss erneut öffentlich 
ausgelegt werden, wenn das Schall-
gutachten vorliegt. Ohne diese Vorlage 
ist eine abschließende Bewertung der 
Flächennutzungsplanänderung nicht 
möglich. 


 


Alle genannten Aspekte / Fehler/ Unzu-
länglichkeiten müssen dazu führen, dass 
die 103. Flächennutzungsplanänderung 
„Berliner Platz Nord-Ost“ zurückgezogen 
bzw. zumindest überarbeitet und später 
erneut vorgelegt werden muss. 
 


 


 Zu 1. 
Die Änderung des Zentrenkonzepts ist 
parallel zum Auslegungsbeschluss des 
Bebauungsplans im Rat der Stadt Braun-
schweig am 24.06.2013 beschlossen 
worden. Damit liegt die Änderung des 
Zentrenkonzeptes zum Satzungsbe-
schluss des Bebauungsplans bzw. zum 
Feststellungsbeschluss des Flächen-
nutzungsplans vor. Die Bedenken der 
„Nicht-Vereinbarkeit“ des Vorhabens mit 
dem Zentrenkonzept der Stadt Braun-
schweig sind also inzwischen unbegrün-
det. 
Das Einzelhandelsgutachten attestiert 
dem Vorhaben – bezogen auf die beste-
hende Einzelhandelsstruktur Braun-
schweigs – unter Betrachtung der ange-
botenen Sortimente insgesamt eine Ver-
träglichkeit. 
Unter Kap. 4.3 der Begründung werden 
die für den Umweltbericht relevanten 
Fachplanungen aufgeführt. Insofern sind 
die genannten Konzepte und raumordne-
rischen Verfahren nicht benannt. Der Be-
zug zu diesen raumordnerischen Fach-
planungen findet sich in Kap. 2.1 der Be-
gründung mit der Überschrift „Regional- 
und Landesplanung“, genauso wie in 
Kap. 5 „Begründung der Darstellung“. 
 
Zu 2. 
Richtig ist, dass es eine Verträglichkeits-
prüfung mit der Raumordnung in Bezug 
auf den Einzelhandel gegeben hat. Mit 
Schreiben vom 18.02.2013 hat der 
Zweckverband Großraum Braunschweig 
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festgestellt, dass das Vorhaben den 
Grundsätzen und Zielen der Raumord-
nung entspricht. Die Stellungnahme des 
ZGB liegt dem Vorhabenbetreiber und 
der Stadt Braunschweig vor. 
 
Zu 3. 
Der Verkehr, der durch das geplante 
Vorhaben entsteht, erzeugt keine Ver-
doppelung des Verkehrsaufkommens. Mit 
den im vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan getroffenen Festsetzungen im Plan-
gebiet können gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse für die angrenzende 
Wohnbebauung eingehalten werden.  
Zu einer Gesamtabwägung gehören je-
doch auch weiterführende Planungen, die 
zum Zeitpunkt der Planaufstellung be-
kannt sind. Dazu gehört die seit längerem 
von der Stadt verfolgte Entlastung der 
Helmstedter Straße durch Umlenkung 
des Verkehrs auf die Schillstraße. Diese, 
bis jetzt noch nicht beschlossene Maß-
nahme, wurde in die Gesamtbetrachtung 
eingestellt. Das Thema der Verkehrsver-
teilung im Umfeld des Vorhabens wird in 
der verbindlichen Bauleitplanung betrach-
tet und ist nicht Bestandteil des Flächen-
nutzungsplans. 
 
Zu 4. 
Die unter 4.3 genannte schalltechnische 
Untersuchung befand sich wie in der Be-
gründung vermerkt, zum Zeitpunkt der 
Auslegung noch in der Erstellung und 
wurde daher aufgrund ihres noch nicht 
ausreichend aussagekräftigen Standes 
nur für die Erarbeitung des Umweltberich-
tes herangezogen.  
Schon zum Zeitpunkt der Auslegung be-
stand die Gewissheit, dass sich die 
Schallemissionen durch Verkehrs- und 
Gewerbelärm im Fall einer unveränderten 
Verkehrsführung erhöhen würden. Aller-
dings war die Bearbeitung der schall-
technischen Untersuchung schon so weit 
fortgeschritten, dass erkennbar war, dass 
die Konflikte auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung zu lösen sein würden. Die 
weitergehende Erörterung von Maßnah-
men zum Schallschutz war damit auf 
Ebene der Flächennutzungsplanung nicht 
erforderlich. 
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Auch für den Fall der Verkehrsverlage-
rung war durch die Untersuchungen 
ebenfalls erkennbar, dass Konflikte nur in 
einem Umfang entstehen würden, die 
keine weitere Erörterung auf Ebene des 
F-Planverfahrens erforderte. 
 
Diese Einschätzung wurde durch die ab-
schließenden Ergebnisse des Gutachtens 
bestätigt. 
 
Die Detailregelungen werden im Bebau-
ungsplan AW 107 getroffen. 
 
Für die Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes sind die konkreten Ergeb-
nisse des Schallgutachtens nicht rele-
vant. Eine abschließende Bewertung der 
103. Flächennutzungsplanänderung ist 
insofern durchaus auch ohne Vorliegen 
des Schallgutachtens möglich.  
Das schalltechnische Gutachten wird zu-
dem im Rahmen der öffentlichen Ausle-
gung des Bebauungsplans ausgelegt 
werden. 
 
 
Vorschlag der Verwaltung: 
Den vorgebrachten Anregungen und Be-
denken wird nicht gefolgt, die Planung 
bleibt unverändert.  
 
 


Stellungnahme Nr. D5 
 
Mitglied im Bez.-Rat 120 
 
 


24.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 
 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
der Geltungsbereich der o.g. Änderung 
betrifft im nordöstlichen Bereich die ge-
samte Nord-Westliche Helmstedter Stra-
ße. 
Die Grenze des Stadtbezirks 120/ östl. 
Ringgebiet verläuft „ln Mitten“ der Helm-
stedter Straße! Ein gravierender Teil der 
verkehrlichen Veränderungen nach dem 
ausgelegten Verkehrsgutachten, liegt 
somit in dem Beteiligungsbereich des 
Stadtbezirks 120! 
 


 


1.) Besonders die im Gutachten darge-  
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stellten Veränderungen im Knoten-
punkt Schillstr./ Helmstedter Str. mit 
wesentlichen Veränderungen im Be-
reich des Krankenhauses Marienstift 
und des Altenheimes (Ampelanlage 
mit einer vielfachen Zunahme von 
anhaltendem und anfahrendem Ver-
kehr) begründen eine frühzeitige Be-
teiligung des Stadtbezirkes 120, - so 
wie sie beim Stadtbezirk 132 schon 
vor Monaten (12.12.12) stattgefunden 
hat. (Siehe Anlage) 


 


2.) lm vorliegenden Verkehrsgutachten 
wird in keiner Weise auf eine Fuß- u. 
Rad- Verbindung zwischen den 
Stadtbezirken 132 u.120 eingegan-
gen. Es werden lediglich nördliche 
und westliche Maßnahmen ange-
dacht; - erörtert wird: ein einzelner 
Fuß-Rad-Überweg, /eine Querungs-
hilfe / und ein Zweirichtungs-Radweg 
(Der schon seit über 10 Jahren als 
nicht mehr empfehlenswert, bezüg-
lich der Sicherheit bewertet wird!) 
„Rückwärtige“ Fuß-Rad-Weg Verbin-
dungen nach Süden und Osten wer-
den mit keiner Silbe erörtert. (Es sei 
hier an die Erkenntnisse der selben 
Verkehrs-Spezialisten der Stadt und 
des Gutachters, nach der fußläufigen 
Nicht-Anbindung der Rückseite des 
ECE-Kaufhauses an das Magni-
Viertel erinnert: „Nachher ist man 
immer schlauer“) 
So, wie im Stadtbezirk 132 muss es 
auch im Stadtbezirk 120 , - mit der 
Christophorus Schule und dem 
Westermann Verlag - möglich sein, 
eine „Quartiersübergreifende Netzer-
gänzung für Fußgänger u. Radfahrer 
über das ehem. Postgleis und durch 
den Pakettunnel am Hbf“ zu erörtern 
und darüber abzustimmen. 


 


 


3.) Ich bitte hiermit um die Aussetzung 
des Verfahrens der o.g. F - Plan- Än-
derung bis nach einer Beteiligung des 
Bez. Rates 120. Es liegt eine Be-
nachteiligung aufgrund einer Fehlleis-
tung bzgl. des Verwaltungsrechtes 
vor. 
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 Zu 1.  
Die Veränderungen der Verkehrsführung 
am Knotenpunkt Schillstraße/ Helmsted-
ter Straße sind nicht Bestandteil des Flä-
chennutzungsplans. Die Schillstraße ist 
wie unter D3 bereits ausgeführt im Flä-
chennutzungsplan der Stadt Braun-
schweig als „Trasse für örtliche und 
überörtliche Hauptverkehrsstraßen“ dar. 
Die Flächen, die den Stadtbezirksrat 120 
betreffen, liegen nicht im Geltungsbereich 
der vorliegenden Flächennutzungs-
planänderung. Der Vorabzug des Ver-
kehrsgutachtens wurde zwar als weiter-
führende Information der Planung zu-
grunde gelegt, detailliertere Verkehrsaus-
sagen als die oben beschriebene werden 
jedoch auf Ebene der Flächennutzungs-
planebene nicht getroffen. 
 
Zu 2. 
Wie unter D1 bereits ausgeführt ist die 
interne Erschließung des Gebietes, aber 
auch die weiterreichende Radverkehrs-
verbindung nicht Gegenstand der Flä-
chennutzungsplanänderung. Der Flä-
chennutzungsplan der Stadt Braun-
schweig im Maßstab 1:15.000 erlaubt 
keine derart detaillierten Darstellungen.  
 
zu 3. 
Eine Fehlleistung bzgl. des Verwaltungs-
rechtes liegt durch die Nicht-Beteiligung 
des Stadtbezirksrates 120 nicht vor.  
 
Vorschlag der Verwaltung: 
Den vorgebrachten Anregungen und Be-
denken wird nicht gefolgt. 
 
 


Stellungnahme Nr. D6 
 


Mitglied im Bez.-Rat 132 
 


  
24.05.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
als Mitglied des Stadtbezirksrates Vie-
wegsgarten - Bebelhof war es meine 
staatsbürgerliche Pflicht, am 12. Dezem-
ber 2012 an dem seit Wochen festgeleg-
ten Termin der Stadtbezirksratssitzung 
teilzunehmen. Ein Tagesordnungspunkt 
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dieser Sitzung war 
 Teilumbenennung des Berliner Plat-


zes in „Willy-Brandt-Platz“, 
so dass die Verwaltung sicher sein konn-
te, dass bei einem für einen Stadtbezirks-
rats so wichtigen Thema, alle Mitglieder 
dort teilnehmen werden. 
 


Auf denselben Termin am 12. Dezember 
2012 wurde kurzfristig die „frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 
Abs.1 BauGB zur verkehrlichen Auswir-
kungen des Projektes BraWoPark, sowie 
zum vorhabenbezogenen B-Plan“ gelegt. 
Ein Schelm wer Böses dabei denkt! 
 


 


Bekanntgemacht wurde diese „Beteili-
gung“, mit dem kürzesten zulässigen 
Zeitpunkt von 7 Tagen durch eine Zei-
tungsanzeige am 5.12.12; 
Dem entsprechend waren nur ca. 2 Bür-
ger (lt. Niederschrift) anwesend! 
Hat solch eine kurzfristig anberaumte 
Beteiligung mit nur 2 Bürgern verwal-
tungsrechtlich überhaupt eine Gültig-
keit bzw. eine gesellschaftsmoralische 
Akzeptanz? 
 


 


Schließlich stellt der Verantwortliche „FB 
61- Leben in Braunschweig“ die „Rah-
menplanung Hbf. und Umfeld“ wie folgt 
dar: 
 
 


 


Zitat: „gemeinsame verlässliche Hand-
lungsgrundlage … die ein koordi-
niertes Vorgehen aller Akteure 
und Beteiligten ermöglicht“ 


 


 


Durch diese Terminkollision der „Beteili-
gung der Bürger“ auf denselben Tag wie 
die o.g. Stadtbezirksratssitzung, wurde 
ich als pflichtbewusster Bürger, der sein 
Ehrenamt als Stadtbezirksratsmitglied 
ernst nimmt, daran gehindert, an der auf 
den selben Tag gelegten lnformations-
veranstaltung teilzunehmen. 
 


 


Laut Niederschrift vom 14.12.12 wurden 
u. a. folgende Aussagen gemacht; 
 


 


 Die Ergebnisse des Rahmenplanes 
werden in die Planüberlegungen im 
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Bereich des BraWoParks einfließen“ 
(Anmerkung: lm Rahmenplan wird 
der Ausbau des Postgleises als 
Fuß-Radweg- Anbindung darge-
stellt) 


 Die Stadt plant langfristig einen Durch-
stich des Pakettunnels zur Ackerstra-
ße, um damit auch eine Verbindung 
zum Ringgleisweg zu schaffen. 


 


Anschließen wurden Fragen der Bürge-
rinnen u. Bürger erörtert: z.B. zur Ringg-
leis-Führung entlang dem ehem. Post-
gleis“. 
 


 


Durch die Terminkollision standen mir 
alle diese Informationen nicht zur Verfü-
gung. Es wurde sowohl meine, als auch 
die aller anderen Stadtbezirksratsmitglie-
der – frühzeitige Beteiligung als Bürger, 
verhindert. 
 


 


Auf der Stadtbezirksratssitzung vom 
08. April diesen Jahres wurde allen Mit-
gliedern zum Tagesordnungspunkt 3 
(103. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Stadt Braunschweig „Berliner 
Platz-Nordost“) eine um 50 % (2,5 von 5 
Seiten) gekürzte und inhaltlich veränderte 
Niederschrift der o.g. „Frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit" der Informati-
onsveranstaltung vom 12. Dezember 
2012 von der Verwaltung zur Verfügung 
gestellt. 
 


 


Der Verfasser der 5-seitigen Nieder-
schrift, Herr H. Schwerdt vom Büro für 
Stadtplanung, welcher auf der SBR-
Sitzung vom 08. April anwesend war, 
kannte diese auf 2,5 Seiten gekürzte und 
inhaltlich veränderte Fassung nicht, und 
dass obwohl er als Unterzeichner dort 
genannt wird („gez. Dipl.-lng. H. 
Schwerdt“)! 
 


 


In der gekürzten und inhaltlich veränder-
ten Niederschrift fehlen wesentliche Aus-
sagen bzgl. des „Rahmenplanes“ und 
zum „Durchstich des Pakettunnels“ zur 
Ackerstraße. 
 


 


Die Anzahl der teilnehmenden Bürgerin-
nen und Bürger war von „ca. 2“ auf „11“ 
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erhöht worden. 
 


Fazit:  
lch und auch alle anderen Stadtbezirks-
ratsmitglieder wurden somit gezielt feh-
lerhaft zu dem Tagesordnungspunkt 3 
(103. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Stadt Braunschweig „Berliner 
Platz-Nordost“) informiert. 
 


 


Es ist zwingend ein neues F-Planverfah-
ren durchzuführen, welches allen Betei-
ligten und Betroffenen die Möglichkeit 
gibt, sich fachlich zu informieren, um sich 
beteiligen zu können. 
 


 


 Die angesprochene Terminüberlagerung 
war unglücklich. Eine Entzerrung wäre 
wünschenswert gewesen. Jedoch besteht 
hierfür keine rechtliche Verpflichtung. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
gem. § 3 (1) BauGB ist fristgerecht in der 
Braunschweiger Zeitung bekannt ge-
macht worden und hat an dem angekün-
digten Termin stattgefunden.  
Die Veranstaltung gem. § 3 (1) BauGB 
hat nach den Vorgaben des BauGB mit 
den vorgeschriebenen Bekanntma-
chungsfristen korrekt stattgefunden. Wie 
die Veranstaltung durch die Öffentlichkeit 
wahrgenommen wird, hat keine Auswir-
kung auf den ordnungsgemäßen Pla-
nungsablauf nach BauGB.  
 
Des Weiteren wurde zur öffentlichen Aus-
legung gem. § 3 (2) BauGB der interes-
sierten Öffentlichkeit die Möglichkeit zur 
Einsicht in die Planung nochmals gege-
ben. 
Von dem Protokoll der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung ist versehentlich 
ein Zwischenstand ins Ratsinformations-
system eingestellt worden. Mittlerweile 
wurde die überarbeitete Endfassung ver-
öffentlicht, die noch um an dem Termin 
gestellte Fragen ergänzt wurde. 
Gemäß der überarbeiteten Endfassung 
des Protokolls waren 12 Bürger anwe-
send. 
 
Vorschlag der Verwaltung: 
Das Verfahren wurde ordnungsgemäß 







- 28 - 


 


durchgeführt, Den Hinweisen und Beden-
ken wird nicht gefolgt.  
 


 


 





